«$$QrCodex»

Schweizerische Eidgenossenschaft
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

«$$e-seal»

Verordnung
tiber Gebiihren des Bundesamtes fiir Landwirtschaft

(GebV-BLW)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Anhang 1 der Verordnung vom 16. Juni 2006! iiber Gebiihren des Bundesamtes fiir
Landwirtschaft wird wie folgt geidndert:
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GebV-BLW «%ASFF_YYYY_ ID»

Titel der rechten Spalte und Ziff. 3

Franken / Effektive
Kosten

3 Verordnung des BLW vom 1. Februar 20197
iiber die Kontrolle von Traubenmosten, Traubensaften und
'Weinen fiir die Ausfuhr

3.1 Grundanalyse fiir die Qualitétspriifung fiir Traubenmost und |[Effektive Kosten
Traubensaft (Art. 2 Abs. 1 Bst. a)

3.2 Grundanalyse fiir die Qualititspriifung fiir Wein und teilweiseEffektive Kosten
vergorenen Traubenmost (Art. 2 Abs. 1 Bst. b)

3.3 Zusitzliche Analysen (Art. 2 Abs. 2) Effektive Kosten

II

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprisidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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izeri i «$3QrCode»
Schvvleu,erls.che El.dgenossenschaft «$$e-seal» Q
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Verordnung
iiber die Direktzahlungen an die Landwirtschaft

(Direktzahlungsverordnung, DZV)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Direktzahlungsverordnung vom 23. Oktober 2013! wird wie folgt gedndert:

Art. 2 Bst. ¢, d und e

Die Direktzahlungen umfassen folgende Direktzahlungsarten:
c. Biodiversititsbeitrag;
d. Aufgehoben

e Beitrag fiir regionale Biodiversitit und Landschaftsqualitit;

Art. 3 Abs. 3

3 Fiir den Biodiversitétsbeitrag und fiir den Beitrag fiir regionale Biodiversitit und
Landschaftsqualitit sind auch juristische Personen mit Sitz in der Schweiz sowie Kan-
tone und Gemeinden beitragsberechtigt, sofern sie Bewirtschafterinnen des Betriebs
sind. Davon ausgenommen sind juristische Personen, bei denen davon ausgegangen
werden kann, dass sie zur Umgehung der Altersgrenze oder der Ausbildungsanforde-
rungen gegriindet wurden.
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Direktzahlungsverordnung «%ASFF YYYY ID»

Gliederungstitel nach Art. 10
la. Abschnitt: Versicherungsschutz bei Krankheit und Unfall

Art. 10a Erfordernis

I Die Ehepartnerin, der Ehepartner, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene
Partner des Bewirtschafters oder der Bewirtschafterin muss iiber einen Versicherungs-
schutz bei Krankheit und Unfall verfiigen, wenn sie oder er:

a. am 1. Januar des Beitragsjahres mit dem Bewirtschafter oder der Bewirtschaf-
terin des Betriebs verheiratet ist oder in eingetragener Partnerschaft lebt;

b. am 1. Januar des Beitragsjahres das 65. Altersjahr noch nicht vollendet hat;
und

c. kein eigenes Einkommen im Jahr vor dem Beitragsjahr erzielt, das hoher ist
als der Jahreslohn nach Artikel 7 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 19821 iiber
die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge.

2 Als regelmaéssige und betrichtliche Mitarbeit auf dem Betrieb im Sinne von Artikel
70a Absatz 1 Buchstabe 1 LwG gilt eine Mitarbeit, die in der Steuererkldrung mit
einem Zweiverdienerabzug nach Artikel 33 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 14.
Dezember 19902 {iber die direkte Bundessteuer (DBG) geltend gemacht wurde.

Art. 10b Ausnahmen vom Erfordernis
I'Kein Versicherungsschutz ist erforderlich, wenn:

a. der Bewirtschafter oder die Bewirtschafterin nachweist, dass die Ehepartne-
rin, der Ehepartner, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner
im Jahr vor dem Beitragsjahr ein Einkommen iiber dem Jahreslohn nach Ar-
tikel 7 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 19823 {iber die berufliche Alters-,
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge erzielt hat;

b. der Bewirtschafter oder die Bewirtschafterin nachweist, dass im Jahr vor dem
Beitragsjahr kein Zweiverdienerabzug nach Artikel 10a Absatz 2 in der Steu-
ererkldrung geltend gemacht wurde;

c. das Bewirtschafterpaar im Durchschnitt der letzten zwei Jahre vor dem Bei-
tragsjahr ein steuerbares Einkommen nach dem DBG von hdchstens 12 000
Franken erzielt hat;

d. der Betrieb von einer juristischen Person nach Artikel 3 Absatz 3 bewirtschaf-
tet wird; oder

e. essich bei dem Betrieb um einen S6mmerungs- oder Gemeinschaftsweidebe-
trieb handelt.

I SR 831.40
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Direktzahlungsverordnung «%ASFF YYYY ID»

2 Massgebend als Nachweis, dass kein Zweiverdienerabzug nach Absatz 1 Buchstabe
b beriicksichtigt wurde, ist das letzte rechtskréftig veranlagte Steuerjahr vor dem Bei-
tragsjahr.

3 Massgebend fiir das steuerbare Einkommen nach Absatz 1 Buchstabe ¢ sind die
Werte der letzten zwei Steuerjahre, die bis zum Ende des Beitragsjahres rechtskriftig
veranlagt worden sind. Liegen diese mehr als vier Jahre zuriick, so ist auf die provi-
sorische Veranlagung abzustellen. Der Bewirtschafter oder die Bewirtschafterin muss
die vom Kanton als zustidndig bezeichnete Behdrde erméchtigen, die benotigten Daten
bei der kantonalen Steuerbehdrde einzuholen.

Art. 10c Umfang des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz muss umfassen:

a. eine Taggeldversicherung mit Abdeckung des Risikos Arbeitsunfihigkeit in-
folge Krankheit und Unfall, ohne Mutterschaft;

b. eine Risikovorsorge mit Abdeckung der Risiken Invaliditdt und Tod infolge
Krankheit und Unfall.

Art. 10d Anforderungen an die Taggeldversicherung
! Das Taggeld muss mindestens 100 Franken pro Tag betragen.

2 Es muss wihrend der Dauer der Arbeitsunfihigkeit, spitestens nach 60 Tagen War-
tefrist, und ldngstens wihrend zweier Jahre ausgerichtet werden.

Art. 10e Anforderungen an die Risikovorsorge

I Die Risikovorsorge muss vorsehen:
a. eine Rente in der Hohe von mindestens 24 000 Franken pro Jahr; oder
b. eine Kapitalleistung in der Hohe von mindestens 300 000 Franken.

2 Wird eine Kombination von Rente und Kapitalleistung gewihlt, so gelten die Min-
desthohen nach Absatz 1 anteilsmissig.

Art. 10f Ausnahmen vom Erfordernis eines Versicherungsschutzes aufgrund
des Gesundheitszustands der zu versichernden Person

I Kann eines oder mehrere der Risiken nach Artikel 10c¢ nicht versichert werden, weil
eine Versicherung die zu versichernde Person wegen ihres Gesundheitszustands ab-
gelehnt oder einen Vorbehalt angebracht hat, so besteht keine Pflicht zu einem ent-
sprechenden Versicherungsschutz.

2Der Vorbehalt darf hochstens fiinf Jahre alt sein.

3 Der Bewirtschafter oder die Bewirtschafterin muss die schriftliche Ablehnung oder
den Vorbehalt einreichen.

Art. 14 Abs. 2 Einleitungssatz und 6
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2 Als Biodiversititsforderflachen anrechenbar sind Flachen nach den Artikeln 55 Ab-
satz 1 Buchstaben a—k, n und q,.71b sowie 78 und nach Anhang 1 Ziffer 3 sowie
Biume nach Artikel 55 Absatz 1%, wenn diese Flichen und Biaume:

6 Flachen in Projekten nach Artikel 78 sind anrechenbar, wenn sie 6kologisch wert-
volle natiirliche Lebensrdume fordern und keiner Biodiversititsforderflaiche nach Ar-
tikel 55 Absatz 1 entsprechen.

Art. 14a Anteil an Biodiversitatsforderflache auf offener Ackerflache

I Betriebe mit mehr als 3 Hektaren offener Ackerflache in der Tal- und Hiigelzone
miissen zur Erfiillung des erforderlichen Anteils an Biodiversititsforderflichen nach
Artikel 14 Absatz 1 mindestens 3,5 Prozent der offenen Ackerflache in diesen Zonen
als Biodiversititsforderflachen ausweisen. Diese Bestimmung gilt nur fiir Flichen im
Inland.

2 Betriebe, die mehr als 25 Prozent ihrer landwirtschaftlichen Nutzflache als Biodiver-
sitdtsforderfliche nach Artikel 14 bewirtschaften, sind von der Anforderung nach Ab-
satz 1 ausgenommen.

3 Die nach Absatz 1 geforderte Biodiversitatsforderflache reduziert sich um die Fliche
mit Hecken, Feld- und Ufergeholzen der Qualitétsstufe II in der Tal- und Hiigelzone
nach Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe f sowie um die Flache mit Hecken, Feld- und
Ufergehdlzen in der Tal- und Hiigelzone nach Artikel 78.

4 Als Biodiversititsforderflichen anrechenbar sind Flichen nach den Artikeln 55 Ab-
satz 1 Buchstaben h—k, q, 715 Absatz 1 Buchstabe a sowie 78 auf offener Ackerfliche,
die die Voraussetzungen nach Artikel 14 Absatz 2 Buchstaben a und b erfiillen.

> Hochstens die Hilfte des erforderlichen Anteils an Biodiversititsforderflichen nach
Absatz 1 darf durch die Anrechnung von Getreide in weiter Reihe (Art. 55 Abs. 1 Bst.
q) erfiillt werden; nur diese Fliche ist zur Erfiillung des erforderlichen Anteils an Bio-
diversitatsforderflachen nach Artikel 14 Absatz 1 anrechenbar.

® Flachen in Projekten nach Artikel 78 sind anrechenbar, wenn sie 6kologisch wert-
volle natiirliche Lebensrdume fordern und keiner Biodiversitdtsforderfliche nach Ar-
tikel 55 Absatz 1 entsprechen.

Art. 35 Abs. 4 und 6

4 Flachen, fiir die nach dem NHG#eine schriftliche Nutzungs- und Schutzvereinba-
rung mit der kantonalen Fachstelle besteht und die deswegen nicht jéhrlich genutzt
werden, berechtigen in den Jahren ohne Nutzung nur zum Biodiversitétsbeitrag (Art.
55), zum Beitrag fiir regionale Biodiversitdt und Landschaftsqualitit (Art. 78 und 79)
sowie zum Basisbeitrag der Versorgungssicherheitsbeitrdge (Art. 50).

6 Artenreiche Griin- und Streueflichen im Sommerungsgebiet (Art. 55 Abs. 1 Bst. 0)
berechtigen nur zum Biodiversititsbeitrag.

4 SR 451
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Art. 41 Abs. I Bst. d und 2 Einleitungssatz

! Der Kanton passt den Normalbesatz eines Sommerungs- oder Gemeinschaftsweide-
betriebs an, wenn:

d. sich die Weideflache oder der Ertrag der Weidefldche durch den Bau von
Photovoltaik-Grossanlagen wesentlich verdandert hat.

2 Er setzt den Normalbesatz herab, wenn:

Gliederungstitel vor Art. 55
3. Kapitel: Biodiversititsbeitrag

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 55 Abs. 1 Bst. p und Abs. 17

I Der Biodiversititsbeitrag wird pro Hektare fiir folgende eigene oder gepachtete Bio-
diversititsforderflichen gewéhrt:

p. Aufgehoben

Ibis Der Biodiversitétsbeitrag wird pro eigenen oder gepachteten Hochstamm-Fel-
dobstbaum gewiéhrt.

Gliederungstitel vor Art. 56
2. Abschnitt: Beitrag

Art. 57 Abs. 1" Bst. a

Ibis Er oder sie ist verpflichtet, Biume nach Artikel 55 Absatz 1bis wihrend folgender
Dauer entsprechend zu bewirtschaften:

a. Hochstamm-Feldobstbdume der Qualitdtsstufe I: wihrend mindestens eines
Jahres;

Art. 58 Abs. 6 und 7

6 Kleinstrukturen diirfen angelegt werden, wenn es aus Griinden des Naturschutzes
oder im Rahmen von Projekten zur Forderung der regionalen Biodiversitit und der
Landschaftsqualitit nach Artikel 79 geboten ist.

7 Der Einsatz von Steinbrechmaschinen und Mihaufbereitern ist nicht zulédssig. Das
Mulchen ist nur zuldssig auf Sdumen auf Ackerfliche, Bunt- und Rotationsbrachen,
Rebfldchen mit natiirlicher Artenvielfalt und auf den Baumscheiben von auf Biodiver-
sitatsforderflachen stehenden Baumen sowie auf artenreichen Griin- und Streuefla-
chen im Sommerungsgebiet geméss den Vorschriften nach Artikel 29 Absitze 4-8.

Art. 59 Abs. 5
> Aufgehoben
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3. Abschnitt (Art. 61 und 62)
Aufgehoben

4. Kapitel (Art. 63 und 64)
Aufgehoben

Art. 71b Abs. 3

3 Kein Beitrag wird ausgerichtet fiir Niitzlingsstreifen nach Absatz 1 Buchstabe b in
Rebflichen mit natiirlicher Artenvielfalt nach Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe n.

Gliederungstitel nach Art. 77

Sa. Kapitel: Beitrag fiir regionale Biodiversitit und
Landschaftsqualitit

Art. 78 Beitrag

I Der Bund unterstiitzt Projekte der Kantone zur Férderung der Vernetzung von Bio-
diversitatsforderflichen und die Umsetzung weiterer biodiversititsfordernder Mass-
nahmen sowie zur Forderung, Erhaltung und Weiterentwicklung vielfaltiger Kultur-
landschaften.

2 Er gewéhrt die Unterstiitzung, wenn der Kanton Bewirtschaftern und Bewirtschaf-
terinnen Beitrdge fiir vereinbarte Massnahmen zur Forderung der regionalen Bio-
diversitdt und der Landschaftsqualitdt nach einem nach Artikel 79 vom BLW bewil-
ligten Projekt ausrichtet, und der Bewirtschafter oder die Bewirtschafterin diese auf
der eigenen oder einer gepachteten Betriebsfliche nach Artikel 13 LBV5 oder auf der
eigenen oder gepachteten Sommerungsflache nach Artikel 24 LBV umsetzt.

3 Der Kanton legt die Beitragsansitze pro Massnahme fest.

4 Der Bund tlibernimmt maximal 90 Prozent des vom Kanton festgelegten Beitrags
nach Absatz 3, hochstens jedoch die Betrdge nach Anhang 7 Ziffer 4.

5 Der Beitrag des Bundes wird jahrlich ausgerichtet.

6 Beitrdge konnen fiir Flachen ausgerichtet werden, auf denen Untersuchungen und
Versuche durchgefiihrt werden, die zum Ziel haben, die regionale Biodiversitéit oder
die Landschaftsqualitit zu verbessern.

Art. 79 Anforderungen an die Projekte der Kantone

! Die Projekte der Kantone miissen folgende Anforderungen erfiillen:

5 SR910.91
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a. Die Ziele sind auf die Erreichung der Flachen- und Qualititsziele nach dem
Landschaftskonzept Schweiz des Bundesamtes fiir Umwelt von 2020° aus-
gerichtet.

b. Quantitative Flichen- und Qualitdtsziele sind auf die kantonale Planung der
okologischen Infrastruktur abgestimmt.

c. Die Beitrdge pro Massnahme miissen sich an Kosten und Werten der Mas-
snahme orientieren.

d. Die Forderung von Ziel- und Leitarten fiir die Landwirtschaft geméss dem
Bericht von Agroscope «Operationalisierung der Umweltziele Landwirt-
schafty vom Januar 20137 ist gewéhrleistet.

e. Die zielgerichtete und schutzzielkonforme Bewirtschaftung von Biotopfla-
chen in nationalen und regionalen Inventaren gemaéss den Artikeln 18a und
18b NHGS3 ist sichergestellt.

2 Eine einzelbetriebliche oder eine gleichwertige Fachberatung zur Umsetzung der
Massnahmen in den ersten vier Jahren der Projektdauer nach Artikel 79a Absatz 5 ist
gewihrleistet.

Art. 79a Verfahren
! Der Kanton erarbeitet die Projekte zusammen mit den betroffenen Kreisen.

2 Er reicht dem BLW das Gesuch um Bewilligung eines Projekts und um dessen Fi-
nanzierung ein.

3 Fiir die Einreichung gelten folgende Fristen:

a. Projektentwurf: bis zum 31. Januar des Jahres vor dem geplanten Projekt-
beginn;

b.  Gesuch: bis zum 30. Juni des Jahres vor dem geplanten Projektbeginn.
“Das BLW bewilligt die Projekte und deren Finanzierung.

3 Ein Projekt zur Forderung der regionalen Biodiversitit und der Landschaftsqualitét
dauert jeweils acht Jahre. Von der Projektdauer kann abgewichen werden, wenn dies
die Koordination mit einem anderen Projekt ermdglicht. Der Bewirtschafter oder die
Bewirtschafterin muss die jdhrlichen Massnahmen bis zum Ablauf der Projektdauer
umsetzen.

®Die Kantone konnen im Verlauf der Umsetzungsperiode eines Projekts weitere Mas-
snahmen beantragen. Der Kanton tiberwacht den Projektfortschritt und leitet notwen-
dige Projektanpassungen ein.

6  Abrufbar unter: www.bafu.admin.ch > Themen > Landschaft > Publikationen und Stu-
dien > Landschaftskonzept Schweiz. Landschaft und Natur in den Politikbereichen des
Bundes.

7 Abrufbar unter: www.agroscope.admin.ch > Themen > Umwelt und Ressourcen > > Bio-
diversitét, Landschaft > Okoausgleich und Funktionen > Umweltziele Landwirtschatft,
Bericht « Operationalisierung der Umweltziele Landwirtschaft: Bereich Ziel- und Leitar-
ten, Lebensrdume (OPAL)», ART-Schriftenreihe 18.

8 SR 451
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" Fir Flachen, fiir die ein Beitrag fiir regionale Biodiversitit und Landschaftsqualitét
ausgerichtet wird, konnen von den Anforderungen der Biodiversititsforderflachen der
Qualititsstufe I nach Artikel 58 abweichende Nutzungsvorschriften bewilligt werden,
wenn dies aufgrund der Zielarten erforderlich ist. Die Nutzungsvorschriften sind zwi-
schen dem Bewirtschafter oder der Bewirtschafterin und dem Kanton zu vereinbaren.

8 Im letzten Jahr der Umsetzungsperiode reicht der Kanton dem BLW bis spétestens
30. Juni pro Projekt einen Evaluationsbericht gemeinsam mit einem Gesuch fiir ein
allfalliges Folgeprojekt ein.

6. Kapitel (Art. 82-82c)
Aufgehoben

Art. 97 Abs. 1 Bst. b

I Der Bewirtschafter oder die Bewirtschafterin muss fiir die koordinierte Planung der
Kontrollen nach der Kontrollkoordinationsverordnung vom 31. Oktober 2018°
(VKKL) bis spétestens am 31. August vor dem Beitragsjahr bei der vom Wohnsitz-
kanton oder, bei juristischen Personen, bei der vom Sitzkanton bezeichneten Behorde
die Anmeldung einreichen fiir:

b.  den Biodiversitétsbeitrag;

Art. 98 Abs. 3 Bst. ¢
3 Das Gesuch muss insbesondere folgende Angaben enthalten:
c. Aufgehoben

Art. 101 Nachweis

I Bewirtschafter und Bewirtschafterinnen, die ein Gesuch fiir bestimmte Direktzah-
lungsarten einreichen, haben gegeniiber den Vollzugsbehdrden nachzuweisen, dass
sie:

a. die Anforderungen der betreffenden Direktzahlungsarten, einschliesslich
jene des OLN, auf dem gesamten Betrieb erfiillen beziehungsweise erfiillt
haben;

b. die Anforderungen an den Versicherungsschutz bei Krankheit und Unfall
erfiillen.

2 Massgebend fiir den Nachweis nach Absatz 1 Buchstabe b sind:
a. die Versicherungsvertrage oder die Versicherungspolicen im Beitragsjahr;
b. die Zahlung der Versicherungspramien im Beitragsjahr.

3 Die Unterlagen fiir den Nachweis nach Absatz 2 sind mindestens sechs Jahre aufzu-
bewahren.

9 SR 910.15
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Art. 104 Abs. 4

4 Er kann Kontrollen iiber die Bewirtschaftung von Objekten in Projekten zur Forde-
rung der regionalen Biodiversitdt und der Landschaftsqualitit nicht an die Projekttra-
gerschaft delegieren.

Art. 107a Sachiiberschrift und Abs. 1 Bst. b

Verzicht auf Anpassung der Sommerungsbeitrige, des Biodiversititsbeitrags
sowie des Beitrags flir regionale Biodiversitdt und Landschaftsqualitdt bei
vorzeitiger Abalpung aufgrund von Grossraubtieren

I Werden Sommerungs- und Gemeinschaftsweidebetriebe aufgrund einer Gefahrdung
der Nutztiere durch Grossraubtiere vorzeitig abgealpt, so kann der Kanton:

b. den Biodiversitdtsbeitrag nach Anhang 7 Ziffer 3.1.1 Ziffer 12 und den Bei-
trag fiir regionale Biodiversitit und Landschaftsqualitdt nach Anhang 7 Ziffer
5a.1 in der vollen Hohe der ausbezahlten Beitridge des Vorjahres ausrichten,
auch wenn die Bestossung den Normalbesatz unterschreitet.

Art. 109 Abs. 5

> Die SOmmerungsbeitrige, die Beitrage fiir artenreiche Griin- und Streueflichen im
Sommerungsgebiet und der Beitrag fiir regionale Biodiversitit und Landschaftsquali-
tdat im Sommerungsgebiet konnen an die Alpkorporation oder Alpgenossenschaft aus-
bezahlt werden, wenn so eine wesentliche administrative Vereinfachung erreicht wird.
Ist eine 6ffentlich-rechtliche Korperschaft, namentlich eine Gemeinde oder Biirger-
gemeinde, beitragsberechtigt, so muss diese den Tierhaltern und den Tierhalterinnen
mit den entsprechenden Sommerungsrechten mindestens 80 Prozent des Beitrags aus-
zahlen.

Art. 115h Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom ...

I Fiir Personen nach Artikel 10a Absatz 1, die am 1. Januar 2027 das 55. Altersjahr
vollendet haben, besteht keine Pflicht zu einem Versicherungsschutz bei Krankheit
und Unfall.

2 Der Vernetzungsbeitrag des bisherigen Rechts, der Landschaftsqualititsbeitrag des
bisherigen Rechts und der Ressourceneffizienzbeitrag fiir die stickstoffreduzierte Pha-
senfiitterung von Schweinen des bisherigen Rechts werden noch wihrend zwei Jahren
nach dem Inkrafttreten der Anderung vom ... ausgerichtet. Die Kiirzungen richten sich
nach dem bisherigen Recht.

3 Der Beitrag fiir regionale Biodiversitit und Landschaftsqualitit nach Artikel 78 wird
erst zwei Jahre nach dem Inkrafttreten der Anderung vom ... ausgerichtet.

4 Die einheimischen standortgerechten Einzelbiume und Alleen nach Art. 55 Abs. 1%
Buchstabe b nach bisherigem Recht sind noch wahrend zwei Jahren nach dem Inkraft-
treten der Anderung vom ... als Biodiversitéitsforderflichen nach Artikel 14 anrechen-
bar.
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> Die regionsspezifischen Biodiversititsforderflichen nach Art. 55 Abs. 1 Bst. p nach
bisherigem Recht sind noch wihrend zwei Jahren nach dem Inkrafttreten der Ande-
rung vom ... als Biodiversititsforderflichen nach Artikel 14 und Artikel 14a anre-
chenbar.

II
Die Anhénge 1, 2, 4 und 68 werden gemaéss Beilage gedndert.

11

! Diese Verordnung tritt unter Vorbehalt der Absitze 2 und 3 am 1. Januar 2025 in
Kraft.

2 Die Artikel 10a—10f, 101 und 1154 Absatz 1, Anhang 1 Ziffern 1.1 Buchstabe d,
2.1.2,2.1.3aund 2.1.8 sowie Anhang 8 Ziffern 2.1a, 2.2.3 Buchstaben a treten am 1.
Januar 2027 in Kraft.

3 Anhang 1 Ziffer 2.1.3 tritt riickwirkend auf den 1. Januar 2024 in Kraft und gilt bis
zum 31. Dezember 2026.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprisidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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Anhang 1

(Art. 13 Abs. 1 und 3, 14 Abs. 2, 16 Abs. 2 und 3, 17 Abs. 1, 18 Abs. 4-8, 19-21, 25,
58 Abs. 4 Bst. d, 68 Abs. 3 und 4, 69 Abs. 3, 115 Abs. 11 und 16, 115¢ Abs. I und 4,
115d Abs. 4 115e Abs. 1 sowie 115f Abs. 1)

Okologischer Leistungsnachweis

Ziff. 1.1 Bst. d

1.1

Der Bewirtschafter oder die Bewirtschafterin muss regelméssig Aufzeichnun-
gen iiber die Bewirtschaftung des Betriebs machen. Die Aufzeichnungen miis-
sen die relevanten Betriebsabldufe nachvollziehbar darstellen. Sie sind min-
destens sechs Jahre aufzubewahren. Die folgenden Angaben miissen
insbesondere darin enthalten sein:

d. die im vom BLW zur Verfiigung gestellten zentralen Web-Service be-
rechnete und fiir den Vollzug frei gegebene Nahrstoftbilanz sowie die
gemass Wegleitung Suisse-Bilanz!0 notwendigen Unterlagen;

Ziff. 2.1.1-2.1.3a, 2.1.8, 2.1.9b Bst. b, 2.1.10, 2.1.13

2.1.1

Anhand der Néhrstoftbilanz ist zu zeigen, dass kein iiberschiissiger Stickstoff
oder Phosphor verwendet wird. Fiir die Bilanzierung gilt die Methode
«Suisse-Bilanz» nach der Wegleitung Suisse-Bilanz des BLW. Die Bewirt-
schafter und Bewirtschafterinnen kénnen die Versionen der Wegleitung mit
Geltung ab dem 1. Januar des Beitragsjahres und mit Geltung ab dem 1. Januar
des vorangehenden Jahres anwenden.

Fiir die Berechnung der Nahrstoffbilanz sind die Daten des Kalenderjahres
massgebend, das dem Beitragsjahr vorausgeht. Die Nahrstoftbilanz muss jahr-
lich berechnet werden. Bei der Kontrolle ist die abgeschlossene Néahrstoffbi-
lanz des Vorjahres massgebend. Die Berechnung und Freigabe der Néahrstoff-
bilanz fiir den Vollzug muss elektronisch im vom BLW zur Verfligung
gestellten zentralen Web-Service erfolgen.

Samtliche Verschiebungen von Hof- und Recyclingdiinger, in und aus der
Landwirtschaft sowie zwischen den Betrieben miissen im zentralen Informa-
tionssystem zum Néhrstoffmanagement nach Artikel 14 ISLV in der Inter-
netapplikation HODUFLU erfasst werden. Es werden nur die darin erfassten
Verschiebungen von Hof- und Recyclingdiinger fiir die Erfiillung der «Suisse-
Bilanz» anerkannt. Der Kanton kann nicht plausible Nahrstoffgehalte zuriick-
weisen. Auf Verlangen des Kantons muss der Abgeber oder die Abgeberin die

10 Die jeweils geltenden Versionen der Wegleitung sind abrufbar unter www.blw.admin.ch
> Instrumente > Direktzahlungen > Okologischer Leistungs-nachweis > Ausgeglichene
Diingerbilanz und Bodenuntersuchungen (DZV Art. 13).
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2.1.3a

2.1.9b

2.1.10

2.1.13

Plausibilitdt der angegebenen Nahrstoffgehalte zu seinen oder ihren Lasten
belegen.

Fiir die Berechnung der Néhrstoffbilanz sind die folgenden Néhrstoffver-
schiebungen massgebend:

a. die im zentralen Informationssystem zum Néhrstoffmanagement nach
Artikel 14 ISLV!! erfassten Verschiebungen von Diingern und Kraftfut-
ter;

b. die Verschiebungen von Grundfutter.

Der Kanton kann nicht plausible Ndhrstoffgehalte zuriickweisen. Auf Verlan-
gen des Kantons muss der Abgeber oder die Abgeberin die Plausibilitit der
angegebenen Néhrstoffgehalte zu seinen oder ihren Lasten belegen.

Der Ubertrag von Nihrstoffen auf die Nihrstoffbilanz des Folgejahres ist wie
folgt zuléssig:

a. Je maximal 5 Prozent der Nahrstoffe Phosphor und Stickstoff in kg kon-
nen in die Nahrstoffbilanz des Folgejahres tibertragen werden, sofern im
Vorjahr kein Ubertrag erfolgte.

b. Im Rebbau und im Obstbau kann ausgebrachter phosphorhaltiger Diinger
auf maximal fiinf Jahre verteilt werden.

c. Indeniibrigen Kulturen darfin Form von Kompost und Kalk zugefiihrter
Phosphor auf maximal drei Jahre verteilt werden.

Die GVE pro Hektare diingbare Fliache werden berechnet anhand der Summe:

b. der gesamten Stickstoff- beziehungsweise Phosphormenge der eingesetz-
ten Diinger, in GVE.

Die Kantone koénnen bei Spezialféllen, z.B. bei Betrieben mit Spezialkulturen
oder bodenunabhingiger Tierhaltung, auch beim Unterschreiten der Grenzen
nach den Ziffern 2.1.9 und 2.1.9a eine Nahrstoftbilanz verlangen.

Betriebe, mit Vereinbarungen iiber die lineare Korrektur geméss Zusatzmodul
6 oder iiber die Import/Export-Bilanz gemiss Zusatzmodul 7 der Methode
Suisse-Bilanz miissen fiir im zentralen Informationssystem zum Nahrstoffma-
nagement erfasste Hofdiingerverschiebungen betriebsspezifische Néhrstoff-
gehalte verwenden.

Ziff- 6.1a.4 Einleitungssatz

6.1a4

Bei Anwendungen mit Pflanzenschutzmitteln, die chemische Stoffe nach
Anhang 1 Teil A PSMV!2 enthalten, miissen die Massnahmen zur Reduktion
der Abdrift und der Abschwemmung gemiss den Weisungen der Zulas-
sungsstelle Pflanzenschutzmittel des Bundesamtes fiir Lebensmittelsicher-

1 SR 919.117.71
12 SR 916.161
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heit und Veterindrwesen vom 23. Februar 202213 betreffend die Massnah-
men zur Reduktion der Risiken bei der Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln getroffen werden. Ausgenommen sind Einzelstockbehandlungen sowie
die Anwendung in geschlossenen Gewéchshdusern und die Anwendung von
chemischen Stoffen nach Anhang 1 Teil A PSMV mit der Wirkungsart
«Stoff mit geringem Risiko». Folgende Punktzahl gemiss den Weisungen
muss erreicht werden:

Ziff- 6.2.2 Bst. b Bst. a

6.2.2 b. Der Einsatz von Herbiziden ist wie folgt geregelt: im Vorauflauf-Verfah-
ren sind Herbizide nur in folgenden Fillen einsetzbar, sofern sie keine
Wirkstoffe nach Ziffer 6.1.1 enthalten.

Kultur Vorauflauf-Herbizide

a. Getreide Teil- oder breitflachige Anwendung

13 Die Weisungen sind abrufbar unter: www.blv.admin.ch > Zulassung Pflanzenschutzmittel

> Weisungen und Merkblétter > Schutz der Oberflichengewésser und Biotope.
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Anhang 2
(Art. 29 Abs. 2, 33, 34 Abs. 3, 38 Abs. 1,40 Abs. 3 und 48)

Besondere Bestimmungen fiir die Sommerung und das
Sommerungsgebiet

Ziff. 4.1.9

4.1.9

Kunststoffweidenetze diirfen wahrend der Beweidung nur eingesetzt wer-
den, wenn sie keine Probleme fiir Wildtiere verursachen. Sie miissen nach
dem Wechsel der Koppel beziehungsweise der Weidefliche umgehend
entfernt werden.

Der Kanton kann Auflagen fur die Einzédunung verfiigen und wenn notig
den Einsatz auf die Ubernachtungsplétze begrenzen, um den Schutz der
Wildtiere sicherzustellen.

Ziff. 4.1.10

4.1.10

Im Rahmen von einzelbetrieblichen Herdenschutzkonzepten nach Artikel
47b kann der Kanton dem Bewirtschafter oder der Bewirtschafterin eine
Abweichung von den Ziffern 4.1.4 und 4.1.6 sowie von der Pflicht zur Ent-
fernung der Kunststoffweidenetze nach 4.1.9 bewilligen. Die Bewilligung,
Kunstweidenetze tiber die Aufenthaltsdauer hinaus stehen zu lassen, setzt
voraus, dass die Kunststoffweidenetze keine Probleme fiir die Wildtiere
verursachen.

Ziff. 4.2.9

4.2.9

14 /20

Im Rahmen von einzelbetrieblichen Herdenschutzkonzepten nach Artikel
47b kann der Kanton dem Bewirtschafter oder der Bewirtschafterin eine
Abweichung von Ziffer 4.2.4 und von der Pflicht zur Entfernung der
Kunststoffweidenetze nach 4.1.9 bewilligen. Die Bewilligung, Kunstwei-
denetze liber die Aufenthaltsdauer hinaus stehen zu lassen, setzt voraus,
dass die Kunststoffweidenetze keine Probleme fiir die Wildtiere verursa-
chen.
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Anhang 4
(Art. 58 Abs. 1,2,4und 9, 59 Abs. 1 sowie 62 Abs. 1 Bst. aund 2)

Voraussetzungen fiir Biodiversititsforderflichen

A Biodiversititsforderfliachen

Ziff. 1.1.4

1.1.4 Auf Flichen mit unbefriedigender floristischer Zusammensetzung kann der
Kanton eine geeignete Bewirtschaftungsform oder die mechanische oder che-
mische Entfernung der Vegetation zum Zweck einer Neuansaat bewilligen.

Ziff- 10.1.1 Bst. a
10.1.1 Begrift: extensiv bewirtschaftete Flaichen von Ackerkulturen, die:

a. streifenférmig iiber die gesamte Linge der Ackerkulturen oder ganzflachig
angelegt sind; und

Ziff- 13 und 16
Aufgehoben

Ziff. 14.2.2

14.2.2 Fiir Flachen, welche die Kriterien der Qualitatsstufe II fiir den Biodiversitéts-
beitrag erfiillen, konnen im Einvernehmen mit der kantonalen Naturschutz-
fachstelle Ausnahmen von den Grundsétzen der Qualititsstufe I bewilligt wer-
den.

17.1.2a, 17.1.4 und 17.1.7

17.1.2a Bel Sdmaschinen mit einem Scharabstand von mindestens 30 cm sind keine
ungesdten Reihen notwendig.

17.1.4 Problempflanzen diirfen im Friihjahr entweder durch eine einmalige mecha-
nische Unkrautregulierung bis zum 15. April oder durch eine einmalige Her-
bizidanwendung bekdmpft werden.

17.1.7 Im Friihjahr ist bis zum 15. April ein einmaliges Walzen erlaubt.

Bst. B
Aufgehoben
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Anhang 6
(Art. 72 Abs. 2 und 4, 75 Abs. 1 und 3, 75a Abs. 1 und 3, 76 Abs. 1 sowie 115d Abs.

1))
Spezifische Anforderungen der Tierwohlbeitrage

A Anforderungen fiir BTS-Beitrage

Ziff- 2.5 Einleitungssatz

Einzel- oder Gruppenhaltung in einer Ein- oder Mehrbereich-Bucht mit einem Liege-
bereich nach Ziffer 2.1 Buchstabe a ist in folgenden Situationen zuldssig:
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Anhang 7
(Art. 61 Abs. 4, 63 Abs. 4, 83 Abs. 1 und 86 Abs. 3)

Beitragsansatze
Klammerverweis bei Anhangnummer
(Art. 78 Abs. 4, 83 Abs. 1, 86 Abs. 3 und 107a Abs. 1 Bst. b)

Ziff: 3 Titel
3 Biodiversitatsbeitrag

Ziff: 3.1.1 Ziff. 13, 3.1.2 Ziff. 2, 3.2 und 4
Aufgehoben

Ziffer 5a

Sa Beitrag fiir regionale Biodiversitiat und Landschaftsqualitiit

5a.1  Der Bund stellt den Kantonen fiir Projekte zur Foérderung der regionalen Bio-
diversitit und der Landschaftsqualitit nach Artikel 78 jéhrlich pro ha land-

wirtschaftliche Nutzflache hochstens 250 Franken und pro NST des Normal-
besatzes im Sommerungsgebiet hdchstens 130 Franken zur Verfiigung.
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Anhang 8

(Art. 105 Abs. 1, 115a Abs. 1 und 2, 115¢c Abs. 2, 115f Abs. 2 und 115g Abs. 2)

Kiirzungen der Direktzahlungen

Ziff. 2.1.6 Bst. d und e

d. Deklaration der Anzahl Zu tiefe Angabe
Hochstamm-Feldobstbdume
nicht korrekt (Art, 98, 100 2" fohe Angabe
und 105)

Keine Korrektur

Korrektur auf richtige Angabe
und zusétzlich 50 Fr. je betroffe-
ner Baum

e. Deklaration Kategorie, Quali-Falsche Angabe
tatsstufe Hochstamm-Fel-
dobstbdumen nicht korrekt
(Art. 98, 100 und 105)

Bei allen Méngeln: Korrektur
auf richtige Angabe und zusétz-
lich 50 Fr. je betroffenen Baum

Ziff. 2.1a

2.1a Versicherungsschutz bei Krankheit und Unfall

2.1a.1 Bei mangelhaftem oder fehlendem Versicherungsschutz bei Krankheit und
Unfall betrdgt die Kiirzung beim erstmaligen Verstoss 10 Prozent aller Direkt-
zahlungen, mindestens aber 500 Franken und hochstens 2000 Franken pro

Jahr.

Die Kiirzung in Prozent und die minimalen und maximalen Kiirzungsbetrige
werden im ersten Wiederholungsfall verdoppelt und ab dem zweiten Wieder-

holungsfall vervierfacht.

Ziff. 2.2.3 Bst. a und b

Mangel beim Kontrollpunkt Kiirzung

a. Betriebsplan, Parzellenverzeichnis, 50 Fr. pro Dokument bzw. pro Bodenana-

Fruchtfolgerapport oder Formular der  lyse
Kulturanteile, Aufzeichnungen NPr-
Futter, Bodenanalysen ilter als 10-j4h-
rig, Spritzentest dlter als 3-jahrig, un-
vollstindig, fehlend, falsch, unbrauch-
bar oder ungiiltig (Anh. 1 Ziff. 1, 2.2
und 6.1a.1)

reicht wurde

Kiirzung wird erst vorgenommen, wenn der
Mangel nach der Nachfrist weiter besteht
bzw. wenn das Dokument nicht nachge-

b. Nahrstoffbilanz, inkl. notwendige Be- 200 Fr.
lege,
unvollstindig, fehlend, falsch oder un-

brauchbar
(Anh. 1 Ziff. 1)

Besteht der Mangel nach der Nachfrist von
maximal 10 Tagen immer noch: 110 Pte.

Ziff- 2.2.4 Bst. ¢
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Mangel beim Kontrollpunkt Kiirzung

c. Weniger als 3,5 % Biodiversititsforderflaiche vorhan- 20 Pte. je % Unterschreitung,
den (Art. 14a) mind. 10 Pte.

Ziff 2.2.6 Bst. g

Aufgehoben

Ziff- 2.2.9a Bst. b—d

Mangel beim Kontrollpunkt Kiirzung

b. Aufgehoben

c. Mit den Massnahmen zur Reduktion der Abdrift 600 Fr./ha x betroffene Fliache
wurde nicht mindestens 1 Punkt erreicht (Anh. 1 Ziff. in ha
6.1a.4)

d. Mit den Massnahmen zur Reduktion der Abschwem- 600 Fr./ha x betroffene Flache
mung wurde nicht mindestens 1 Punkt erreicht in ha
(Anh. 1 Ziff. 6.1a.4)

Ziff. 2.4 Titel

24

Biodiversitatsbeitrag

Ziff- 2.4.18, 2.4.20, 2.4a und 2.5
Aufgehoben

2.9a
2.9a.1

2.9a.2

2.9a.3

2.9a.4

Beitrag fiir regionale Biodiversitit und Landschaftsqualitit

Kiirzungen sind vom Kanton im Rahmen der projektbezogenen Vereinbarun-
gen festzulegen. Sie entsprechen mindestens den Kiirzungen nach den Ziffern
2.9a.2 und 2.9a.3.

Bei einer erstmaligen nicht vollstindigen Erfiillung der Voraussetzungen und
Auflagen sind mindestens die Beitrdge des laufenden Jahres zu kiirzen und
die Beitrdge des vergangenen Jahres zuriickzufordern. Die Kiirzung gilt fiir
die Massnahmen, fiir welche die Voraussetzungen und Auflagen nicht voll-
standig eingehalten werden.

Im Wiederholungsfall sind zusétzlich zum Beitragsausschluss fiir das entspre-
chende Beitragsjahr simtliche im laufenden Projekt ausgerichteten Beitrage
zuriickzufordern. Die Kiirzung gilt fiir die Massnahmen, fiir welche die Vo-
raussetzungen und Auflagen nicht vollstdndig eingehalten werden.

Wenn die Beratungspflicht wihrend der Projektperiode nicht eingehalten
wird, betrigt die Kiirzung 1000 Franken.
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Ziff. 3.9
Aufgehoben

3.9a Kiirzung des Beitrags fiir regionale Biodiversitiat und
Landschaftsqualitit

Die Bestimmungen nach Ziffer 2.9a gelten auch fiir Sommerungs- und
Gemeinschaftsweidebetriebe.
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Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung
uiber die Koordination der Kontrollen
auf Landwirtschaftsbetrieben

(VKKL)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat,

verordnet:

I

Die Verordnung vom 31. Oktober 2018! iiber die Koordination der Kontrollen auf
Landwirtschaftsbetrieben wird wie folgt geédndert:

Art. 7a Finanzierung von Laboranalysen fiir die Kontrollen der
Pflanzenschutzmittelbestimmungen

I Die Anzahl der Laboranalysen, die vom Bund fiir die Kontrollen des korrekten Ein-
satzes von Pflanzenschutzmitteln im Zusammenhang mit der Ausrichtung von Direkt-
zahlungen pro Kanton finanziert werden, richtet sich nach der Summe dessen offener
Ackerflache und von dessen Fldchen mit Dauerkulturen im Verhéltnis zu den entspre-
chenden Fliachen aller Kantone. Das BLW bestimmt jdhrlich die Anzahl der finanzier-
ten Laboranalysen pro Kanton und die Vergiitung pro Laboranalyse.

2 Die Kantone stellen dem BLW die durchgefiihrten Laboranalysen des Kalenderjah-
res bis zum 15. November in Rechnung.

I
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

I SR910.15
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Verordnung iiber die Koordination der Kontrollen auf Landwirtschaftsbetrieben

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Verordnung

uiber die biologische Landwirtschaft und die
Kennzeichnung biologisch produzierter Erzeugnisse und
Lebensmittel

(Bio-Verordnung)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Bio-Verordnung vom 22. September 19971 wird wie folgt gedndert:

Art. 1 Abs. 2bis und 3

2bis Sie gilt auch fiir nicht verarbeitete und verarbeitete Erzeugnisse der Aquakultur,
die als Lebensmittel und Futtermittel verwendet werden.

3Sie gilt nicht fiir Insekten im Sinne der Lebensmittelgesetzgebung und fiir Erzeug-
nisse der Fischerei und der Jagd.

Art. 4 Bst. aund g
In dieser Verordnung bedeuten:

a. Erzeugnisse: pflanzliche und tierische Agrarerzeugnisse und Erzeugnisse der
Aquakultur sowie Lebensmittel, die im Wesentlichen aus solchen Erzeugnis-
sen bestehen;

g. Aquakultur: Produktion aquatischer Organismen in jeder Phase ihres Lebens-
zyklus in geeigneten Anlagen.

Art. 5 Abs. 2

2 Biobetrieben gleichgestellt sind Unternehmen, die nicht Betriebe nach Artikel 6
LBV sind, die Erzeugnisse nicht bodengebunden herstellen oder Aquakulturanlagen

I SR 910.18
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betreiben, und auf denen die Produktion nach den Anforderungen dieser Verordnung
erfolgt.

Art. 8 Abs. 1°S und Iter

Ibis Dije Zertifizierungsstelle kann fiir die Pilzzucht, fiir die Produktion von Treibzi-
chorien und fiir die Sprossenproduktion sowie flir die Produktion von Erzeugnissen
der Aquakultur eine kiirzere Umstelldauer bewilligen.

lter Ist aufgrund von hoherer Gewalt nach Artikel 106 Absatz 2 Buchstabe f DZV?2 ein
Einhalten der Anforderungen dieser Verordnung auf Bioflachen unmdoglich, so kann
die Zertifizierungsstelle fiir einen begrenzten Zeitraum auf die Einhaltung der Anfor-
derungen auf diesen Flachen verzichten. Die biologische Produktion kann danach
ohne erneute Umstellung wieder aufgenommen werden, sofern die Integritdt der bio-
logischen Erzeugnisse nicht beeintrachtigt ist.

Art. 13 Abs. 3%
Aufgehoben

Art. 13a Verwendung von nicht biologischem Saatgut und vegetativem
Vermehrungsmaterial

I Wer nicht biologisches Saatgut oder vegetatives Vermehrungsmaterial verwenden
will, muss nachweisen, dass:

a. kein geeignetes biologisch erzeugtes Saatgut oder vegetatives Vermehrungs-
material verfiigbar ist, das seine Anforderungen erfiillt; oder

b. niemand in der Lage ist, das Saatgut oder das vegetative Vermehrungsmaterial
vor der Aussaat oder Anpflanzung zu liefern, obwohl es rechtzeitig bestellt
wurde.

2 Die Nichtverfiigbarkeit von biologischem Saatgut und vegetativem Vermehrungs-
material muss anhand des Angebotss nachgewiesen werden, das geméss den Informa-
tionen im Informationssystem nach Artikel 33a verfiigbar ist .

3 Ist die Sorte, die der Verwender beschaffen mochte, gemiss den Informationen im
Informationssystem nach Artikel 33a nicht als biologisches Saatgut und vegetatives
Pflanzenvermehrungsmaterial verfiigbar, sind aber andere Sorten derselben Art ver-
fiigbar, so muss der Verwender eine dieser Sorten verwenden. Er darf nicht biologi-
sches Saatgut und vegetatives Vermehrungsmaterial nur verwenden, wenn er begriin-
den kann, warum keine der Sorten derselben Art insbesondere fiir die jeweiligen
agronomischen und pedoklimatischen Bedingungen geeignet ist und warum keine der
Sorten die erforderlichen technologischen Eigenschaften aufweist, die fiir die geplante
Produktion erforderlich sind.

4 Wer nicht biologisches Saatgut oder vegetatives Vermehrungsmaterial verwendet,
muss dem Betreiber des Informationssystems nach Artikel 33a die Menge des einge-

2 SR910.13
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setzten Saatguts oder vegetativen Vermehrungsmaterials und die verwendete Sorte
melden.

5 Auf Gesuch hin kann das Forschungsinstitut fiir biologischen Landbau (FiBL) eine
Verwendung von nicht biologischem Saatgut oder vegetativem Vermehrungsmaterial
bewilligen, sofern dies im Rahmen von Feldversuchen kleinen Umfangs die For-
schung zur Sortenerhaltung oder zur Produktinnovation ermdglicht.

6 Nicht biologisches Pflanzenvermehrungsmaterial darf nur verwendet werden, wenn
es nicht mit Pflanzenschutzmitteln behandelt worden ist; ausgenommen sind:

a. Behandlungen, die fiir die biologische Produktion zuléssig sind; und

b. Behandlungen, die aus phytosanitiren Griinden fiir alle Sorten einer bestimm-
ten Art im Anbaugebiet vorgeschrieben sind.

Art. 14 Sachiiberschrift und Abs. 5
Sammeln von Wildpflanzen und Wildalgen

> Das WBF kann weitere Bestimmungen erlassen iiber die Anforderungen an das Sam-
meln von Wildalgen und das Kontrollverfahren.

Art. 15b Sommerung

!'Werden Tiere auf Sommerungsflichen gehalten, so haben die Sommerungs- und Ge-
meinschaftsweidebetriebe die Bewirtschaftungsanforderungen nach den Artikeln 26—
34 DZV3 zu erfiillen.

2 Erzeugnisse, die produziert werden, wihrend die nach den Anforderungen dieser
Verordnung gehaltenen Tiere auf der Sommerungsfliche weiden, diirfen nur als bio-
logische Erzeugnisse gekennzeichnet werden, wenn nachweislich eine addquate
rdumliche Trennung dieser Tiere von den nicht nach den Anforderungen dieser Ver-
ordnung gehaltenen Tieren sichergestellt wird.

Art. 16a Abs. 8

8Tiere der Schafgattung diirfen in Wanderherden voriibergehend auf nicht biologisch
bewirtschafteten Flaichen weiden. Die dabei aufgenommene Futtermenge darf, bezo-
gen auf die Trockensubstanz, nicht iiber 10 Prozent der jahrlichen Gesamtfuttermenge
liegen.

Gliederungstitel nach Art. 16h
5. Abschnitt: Aquakultur

Art. 160

Das WBF kann Bestimmungen erlassen iiber:

3 SR 910.13
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a. die Anforderungen an die Produktion und die Zucht von Algen, die in Aqua-
kultur erzeugt werden;

b. die Anforderungen an die Produktion, die Herkunft, die Fiitterung und die
Tiergesundheit von Aquakulturtieren und an die Haltungspraktiken ;

c. die Kontrollverfahren.

Art. 21a Sachiiberschrift

Kennzeichnung von Futtermitteln fiir Nutztiere

Art. 21b Sachiiberschrift

Weitere Anforderungen an die Kennzeichnung von Futtermitteln fiir Nutz-
tiere

Art. 21b° Kennzeichnung von Futtermitteln fiir Heimtiere

I'In der Sachbezeichnung und in der Zusammensetzung diirfen die Bezeichnungen
nach Artikel 2 Absatz 2 fiir verarbeitete Futtermittel fiir Heimtiere verwendet werden,
sofern:

a. das Futtermittel die Anforderungen nach den Artikeln 16a Absitze 2 und 7,
16kY's und 16/ erfiillt; und

b. mindestens 95 Gewichtsprozent der Bestandteile landwirtschaftlichen Ur-
sprungs biologisch sind.

2 Nur in der Zusammensetzung diirfen die Bezeichnungen nach Artikel 2 Absatz 2
verwendet werden, sofern:

a. weniger als 95 Gewichtsprozent der Bestandteile landwirtschaftlichen Ur-
sprungs biologisch sind;

b. Dbei der Verarbeitung des Futtermittels nur Futtermittelzusatzstoffe und Ver-
arbeitungshilfsstoffe verwendet werden, die nach Artikel 16a zugelassen sind;
und

c. das Futtermittel die Anforderungen nach den Artikeln 16a Absétze 2 und 7,
16k und 16/ erfiillt.

3 In der Zusammensetzung und im selben Sichtfeld wie die Sachbezeichnung diirfen
die Bezeichnungen nach Artikel 2 Absatz 2 verwendet werden, sofern:

a. der Hauptbestandteil ein Erzeugnis der Jagd oder der Fischerei ist;

alle anderen Bestandteile landwirtschaftlichen Ursprungs ausschliesslich bio-
logisch sind; und

c. das Futtermittel die Anforderungen nach Artikel 16a Absitze 2 und 7, 16k
und 16/ erfiillt.

4 In der Zusammensetzung ist anzugeben, welche Futtermittel-Ausgangsprodukte bi-
ologisch sind.
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5 Wird eine Bezeichnung nach Absatz 2 oder 3 verwendet, so darf der Bezug auf die
biologische Produktion nur im Zusammenhang mit den biologischen Bestandteilen
gemacht werden. In der Zusammensetzung muss der Gesamtanteil der biologischen
Bestandteile an den Bestandteilen landwirtschaftlichen Ursprungs angegeben werden.

6 Die Bezeichnungen und die Prozentangabe nach Absatz 5 miissen in derselben Farbe
und Grdsse und im selben Schrifttyp wie die iibrigen Angaben in der Zusammenset-
zung erscheinen.

Art. 24as Abs. I Bst. i
! Das Unternehmen ist verpflichtet:

1. fiir den Fall, dass das Unternehmen nicht biologische Erzeugnisse und Stoffe
verwendet, die von Dritten bezogen werden, eine Bestitigung einzuholen,
dass es sich um keine gentechnisch verdanderten Organismen handelt und dass
sie nicht aus oder durch gentechnisch verdanderte Organismen hergestellt wur-
den.

Art. 30a™" Abs. 2
2 Erzeugniskategorien sind:

a. unverarbeitete Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse, einschliesslich Saatgut und
anderes Pflanzenvermehrungsmaterial;

b. Tiere und unverarbeitete tierische Erzeugnisse;
c. Algen und unverarbeitete Aquakulturerzeugnisse;

d. verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse und verarbeitete Aquakulturer-
zeugnisse, die zur Verwendung als Lebensmittel bestimmt sind;

Futtermittel;
Wein;

g. sonstige Erzeugnisse.

Art. 33a Informationssystem fiir biologisches Saatgut und vegetatives
Vermehrungsmaterial

I Das FiBL betreibt ein Informationssystem fiir biologisch erzeugtes Saatgut und ve-
getatives Vermehrungsmaterial. Das Informationssystem ermdglicht:

a. den Eintrag von biologischem Saatgut und vegetativem Vermehrungsmate-
rial, auf Antrag des Anbieters;;

b. den Nachweis der Verfiigbarkeit von biologischem Saatgut und vegetativem
Vermehrungsmaterial;

c. die Kategorisierung der Sorten nach dem Grad ihrer Verfiigbarkeit;

d. die Veroffentlichung einer Liste von Arten, Unterarten oder Sorten, von denen
eine ausreichende Menge an biologischem Saatgut oder vegetativem Vermeh-
rungsmaterial zur Verfiigung steht;
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e. die Beantragung von Ausnahmebewilligungen fiir nicht biologisches Saatgut
und vegetatives Pflanzenvermehrungsmaterial; und

f.  die Erfassung der Menge und Sorten, fiir die eine Ausnahmebewilligung fiir
nicht biologisches Saatgut und vegetatives Pflanzenvermehrungsmaterial er-
teilt wurde.

2 Der Zugang zum Informationssystem und das Herunterladen von Informationen
iiber die Verfiigbarkeit von biologisch erzeugtem Vermehrungsmaterial sind unent-
geltlich.

3 Das WBF kann insbesondere regeln:
a. die Voraussetzungen fiir die Aufnahme einer Sorte in das Informationssystem,;
b. den Zugang zu den Daten.
c. die Art der Kategorisierung der Sorten;
d. die Veroffentlichung der Liste nach Absatz 1 Buchstabe d.

II

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprésidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung
tiber den landwirtschaftlichen Produktionskataster und die
Ausscheidung von Zonen

(Landwirtschaftliche Zonen-Verordnung)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Landwirtschaftliche Zonen-Verordnung vom 7. Dezember 1998! wird wie folgt
gedndert:

Art. 3a Flachenabtausch im Rahmen von Gesamtmeliorationen

'Tm Rahmen von Gesamtmeliorationen nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a der
Strukturverbesserungsverordnung vom 2. November 20222 (SVV) konnen die Gren-
zen nach Artikel 3 Absatz 2 anhand eines Flichenabtausches neu festgelegt werden.

2Fldchen im Sémmerungsgebiet konnen mit Flichen im Berg- oder Talgebiet abge-
tauscht werden, wenn:

a. die landwirtschaftlich genutzte Fliche sowohl im Sommerungsgebiet als auch
im Berg- und Talgebiet ungefahr gleich gross bleibt, wobei in Ausnahmefal-
len eine Abweichung von hochstens 4 Aren pro Gesamtmelioration mdglich
1st;

b. die abgetauschten Flichen sich fiir die neuen landwirtschaftlichen Nutzungen

eignen;
1 SR 912.1
2 SR 913.1

2024-... «%ASFF_YYYY ID»
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c. es sich um umfassende gemeinschaftliche Massnahmen nach Artikel 14 Ab-
satz 5 Buchstabe a SVV3 handelt; und

d. der Kanton die Gesamtmelioration beaufsichtigt.

Art. 6 Abs. 2" und 3

2bis Fiir einen Flachenabtausch nach Artikel 3a reicht der Kanton, auf dessen Gebiet
die fragliche Grenze verlauft, das Gesuch vor der 6ffentlichen Auflage des Neuzutei-
lungsentwurfs beim BLW ein.

3 Das BLW verdffentlicht bei einer Anderung der Zonen- und Gebietsgrenzen die
Verfiigung in einem amtlichen Blatt des Kantons, auf dessen Gebiet die fragliche
Grenze verlduft. Es verfiigt und verdffentlicht die Anderung der Grenzen des S6m-
merungsgebiets aufgrund eines Flachenabtauschs nach Artikel 3a, sobald die durch
den Kanton verfiigten neuen Eigentumsverhéiltnisse rechtskriftig sind.

II

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi

3 SR913.1
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o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung
iiber die Strukturverbesserungen
in der Landwirtschaft

(Strukturverbesserungsverordnung, SVV)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Strukturverbesserungsverordnung vom 2. November 2022! wird wie folgt gedn-
dert:

Ersatz eines Ausdrucks

In den Artikeln 54 Absatz 1, 59 Absatz 1, 65 Buchstabe a und 71 Absdtze 4—5 werden
«Informationssystem fiir Strukturverbesserungen» und «Informationssystem fiir

Strukturverbesserungen des BLW» ersetzt durch «Informationssystem nach Artikel
17 ISLV?».

Art. 5 Abs. 3

3 Werden Beitrdge Pachtern und Pachterinnen gewihrt, so muss ein Pachtvertrag fiir
eine Mindestdauer von 20 Jahren abgeschlossen werden. Fiir Massnahmen nach Arti-
kel 1 Absatz 1 Buchstabe ¢ Ziffer 1 muss ein Pachtvertrag mit einer Restlaufzeit von
10 Jahren abgeschlossen werden. Der Pachtvertrag ist im Grundbuch vorzumerken,
sofern er nicht Bestandteil des Baurechtsvertrags ist.

Art. 6 Abs. 3

3 Fiir gemeinschaftliche Massnahmen, die nicht unter Absatz 2 fallen, miissen min-
destens zwei landwirtschaftliche Betriebe oder zwei Betriebe des produzierenden Gar-
tenbaus eine Betriebsgrosse von je 1,00 SAK nachweisen.

1 SR 913.1
2 SR919.117.71
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Art. 9 Abs. 1 Einleitungssatz und 3

! Fiir folgende Massnahmen werden Finanzhilfen nur gewihrt, wenn im wirtschaftlich
relevanten Einzugsgebiet keine direkt betroffenen gewerblichen Kleinbetriebe im
Zeitpunkt der Publikation des Gesuchs bereit und in der Lage sind, die vorgesehene
Aufgabe gleichwertig zu erfiillen:

3 Direkt betroffene gewerbliche Kleinbetriebe im wirtschaftlich relevanten Einzugs-
gebiet konnen bei der zustidndigen kantonalen Stelle Einsprache gegen die staatliche
Mitfinanzierung erheben.

Art. 14 Abs. 1 Bst. d
! Finanzhilfen werden fiir folgende Massnahmen gewihrt:

d. Basisinfrastrukturen im ldndlichen Raum: Wasser- und Elektrizititsversor-
gungen und Anschliisse der Grundversorgung im Fernmeldewesen an fern-
meldetechnisch nicht erschlossenen Orten.

Art. 18 Abs. 1

I Massnahmen werden unterstiitzt, sofern sie landwirtschaftlichen Betrieben, S6mme-
rungsbetrieben, Betrieben zur Produktion von Pilzen, Sprossen und dhnlichen Erzeug-
nissen, Betrieben des produzierenden Gartenbaus oder Fischereibetrieben zugutekom-
men.

Art. 23 Abs. 1 Bst. d und 2 Bst. f

I Zusitzlich zu den Kosten nach Artikel 10 sind folgende Kosten anrechenbar:
d. Pridmien fiir Bauherrenhaftpflicht- und Bauwesenversicherungen.

2 Nicht anrechenbar sind insbesondere:

f.  Verwaltungskosten, Sitzungsgelder, Versicherungspramien mit Ausnahme
der Pramien nach Absatz 1 Buchstaben d sowie Zinsen;

Art. 29 Abs. 1, 2 Bst. e und 3

I Einzelbetrieblich sind Massnahmen, die mindestens von einem landwirtschaftlichen
Betrieb getragen werden sowie der Produktion und der Verwertung von Erzeugnissen
aus Pflanzenbau und Nutztierhaltung dienen.

2 Finanzhilfen fiir einzelbetriebliche Massnahmen werden Bewirtschaftern und Be-
wirtschafterinnen von landwirtschaftlichen Betrieben, Betrieben des produzierenden
Gartenbaus und Betrieben zur Produktion von Pilzen, Sprossen und dhnlichen Erzeug-
nissen gewéhrt fiir:

e. bauliche Massnahmen oder Einrichtungen in bestehenden Gebauden fiir Er-
zeugnisse der Aquakultur, Algen und Insekten und weitere lebende Organis-
men die keine verwertbaren Erzeugnisse aus Pflanzenbau und Nutztierhaltung
sind und die als Nahrungs- oder Futtermittel dienen.
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3 An Berufsfischer und Berufsfischerinnen werden Finanzhilfen als einzelbetriebliche
Massnahmen gewéhrt, fiir bauliche Massnahmen oder Einrichtungen zur tiergerech-
ten Haltung von Fischen und fiir die Verarbeitung und Vermarktung der eigenen Pro-
duktion gewéhrt.

Art. 30 Abs. 2 Bst. ¢ und Abs. 4

2 Finanzhilfen fir gemeinschaftliche Massnahmen werden Bewirtschaftern und Be-
wirtschafterinnen von mindestens zwei landwirtschaftlichen Betrieben, Betrieben des
produzierenden Gartenbaus oder Betrieben zur Produktion von Pilzen, Sprossen oder
dhnlichen Erzeugnissen gewéhrt fiir:

c. den Bau oder den Erwerb auf dem freien Markt von Bauten und Anlagen zur
Biomassenverwertung;

4 Gewerbliche Kleinbetriebe werden nur Finanzhilfen fur die Massnahmen nach Ab-
satz 2 Buchstabe a und d gewéhrt.

Art. 32 Tragbarkeit der Investition und Wirtschaftlichkeit des Betriebs

! Die Finanzierung und die Tragbarkeit der vorgesehenen Investition und die Wirt-
schaftlichkeit des Betriebs miissen vor der Gewédhrung der Finanzhilfe ausgewiesen
sein. Die Wirtschaftlichkeit ist ausgewiesen, wenn das gesamte Fremdkapital innert
30 Jahren zuriickbezahlt werden kann.

2 Bei Investitionen iiber 100 000 Franken muss der Gesuchsteller oder die Gesuch-
stellerin mit geeigneten Planungsinstrumenten flir einen Zeitraum von mindestens
fiinf Jahren nach der Gewahrung der Finanzhilfen belegen, dass die Tragbarkeit der
Investition und die Wirtschaftlichkeit des Betriebs auch unter kiinftigen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen gegeben sind. Dazu gehort auch eine Risikobeurteilung.

Art. 35 Zusitzliche Voraussetzungen fiir die Verarbeitung, Lagerung oder
Vermarktung regionaler landwirtschaftlicher Produkte

! Finanzhilfen fiir Massnahmen nach Artikel 30 Absatz 2 Buchstabe a werden land-
wirtschaftlichen Produzentenorganisationen und gewerblichen Kleinbetrieben ge-
wihrt, wenn sie folgende Voraussetzungen zusitzlich erfiillen werden:

a. Die Organisation oder der Betrieb ist ein wirtschaftlich eigenstandiges Unter-
nehmen oder eine einstufige Mutter-Tochter-Verbindung, wobei diese
Gruppe als Ganze die Anforderungen nach diesem Artikel erfiillen muss und
die unterstiitzte Gesellschaft der Gruppe Eigentiimerin der Liegenschaft sein
muss.

b. Die Organisation oder der Betrieb beschéftigt Mitarbeitende im Umfang von
hochstens 2000 Stellenprozenten oder weist einen Gesamtumsatz von hochs-
tens 10 Millionen Franken aus.

c. Der Hauptumsatz der Organisation oder des Betriebs stammt aus der Verar-
beitung regional produzierter landwirtschaftlicher Rohstoffe oder deren Ver-
kauf.
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2 Gewerbliche Kleinbetriebe miissen im Rahmen ihrer Tétigkeit die erste Verarbei-
tungsstufe landwirtschaftlicher Rohstoffe einschliessen.

3 Landwirtschaftliche Produzentenorganisationen, die ihre selbstproduzierten land-
wirtschaftlichen Rohstoffe in eigenen Anlagen durch Pichter oder Pachterinnenver-
arbeiten, lagern oder vermarkten lassen, konnen unterstiitzt werden sofern die Produ-
zentenorganisation und der Péchter oder die Pichterin die Voraussetzungen nach
diesem Artikel erfiillt.

4 Als regional gilt ein landwirtschaftlicher Rohstoff, wenn er in den fiir den Betrieb
relevanten Arbeitsmarktregionen gemdss der Einteilung der Arbeitsregionen 20183
des Bundesamts fiir Statistik produziert wurde. Fiir PRE wird die Region in der Ver-
einbarung festgelegt.

Art. 38 Abs. 3
3 Aufgehoben

Art. 40 Abs. 2 Bst. b und c Einleitungssatz sowie Abs. 3

2 Finanzhilfen fiir einzelbetriebliche Massnahmen werden Bewirtschaftern und Be-
wirtschafterinnen von landwirtschaftlichen Betrieben, Betrieben des produzierenden
Gartenbaus und Betrieben zur Produktion von Pilzen, Sprossen- und dhnlichen Er-
zeugnissen gewéhrt fiir:

b. den Erwerb von landwirtschaftlichen Grundstiicken auf dem freien Markt zur
Forderung des Erwerbs landwirtschaftlicher Betriebe und Grundstiicke;

c. den Bau oder den Erwerb auf dem freien Markt von Bauten und Einrichtun-
gen, von Maschinen und Fahrzeugen sowie die Pflanzung von Bdumen und
Strauchern zur Forderung einer besonders umweltfreundlichen Produktion
durch:

3 Berufsfischer und Berufsfischerinnen werden Finanzhilfen fiir die Massnahme nach
Absatz 2 Buchstabe a gewéhrt.

Art. 47 Abs. 2
2 Im Rahmen von PRE werden folgende Massnahmen unterstiitzt:

a. Massnahmen im Tiefbau nach dem 3. Kapitel und im Hochbau nach dem 4.
Kapitel sowie zusitzliche Strukturverbesserungsmassnahmen nach dem 5.
Kapitel dieser Verordnung;

b. gemeinschaftliche Investitionen im Interesse des PRE;

c. weitere Massnahmen im Interesse des PRE.

3 Abrufbar unter www.bfs.admin.ch> Statistiken finden > Querschnittsthemen > Raumliche
Analysen > Riumliche Gliederungen > Analyseregionen > Arbeitsmarktregionen und Ar-
beitsmarktgrossregionen > Arbeitsmarktregionen 2018.
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Art. 48 Abs. 1 Bst. b
! Finanzhilfen fiir PRE werden gewihrt, wenn folgende Voraussetzungen erfiillt sind:

b. Das Projekt besteht aus mindestens drei Massnahmen mit je eigener Rech-
nungsfithrung und Trigerschaft sowie mit mindestens zwei unterschiedlichen
Ausrichtungen.

Art. 50 Abs. 3

3 Die anrechenbaren Kosten nach Absatz 2 werden fiir Massnahmen nach Artikel 47
Absatz 2 Buchstabe ¢ reduziert.

Art. 52 Abs. 2

2 Der Kanton reicht den Antrag auf Stellungnahme mit den notigen Unterlagen und
sachdienlichen Angaben iiber das Informationssystem nach Artikel 17 der Verord-
nung vom 23. Oktober 2013 {iber Informationssysteme im Bereich der Landwirtschaft
(ISLV) beim BLW ein.

Art. 54 Abs. 5
> Aufgehoben

Art. 57 Abs. 1 und 4

! Mit den planerischen Massnahmen und dem Bau darf erst begonnen und Erwerbe,
mit Ausnahme des Erwerbs von Gattungsware, Maschinen, Fahrzeugen und landwirt-
schaftlichen Grundstiicken bis 500 000 Franken, diirfen erst getitigt werden, wenn die
Finanzhilfe nach Artikel 55 Absitze 2 und 3 rechtskriftig verfiigt oder die Vereinba-
rung nach Artikel 56 abgeschlossen ist. Vorhaben, die in Etappen ausgefiihrt werden,
diirfen erst begonnen werden, wenn die Beitragsverfligung der einzelnen Etappen
rechtskriftig ist.

4 Kosten fiir nichtbauliche Massnahmen, die bereits wihrend der Erarbeitung der Un-
terlagen fiir die Projekteinreichung nétig sind, kdnnen nachtréglich an ein Projekt an-
gerechnet werden. Fiir weitergehende Massnahmen muss ein vorzeitiger Arbeitsbe-
ginn beantragt werden.

Art. 62 Abs. 2 Bst. " und Abs. 3
2 Auf eine Grundbuchanmerkung kann verzichtet werden, wenn:
e"s. Wiederherstellungen nach Elementarschiiden umgesetzt werden.

3 An die Stelle der Grundbuchanmerkung tritt in den Féllen nach Absatz 2 Buchstaben
a—d und e®* eine Erklirung des Eigentiimers oder der Eigentiimerin, worin er oder sie
sich zur Einhaltung des Zweckentfremdungsverbots, der Bewirtschaftungs- und Un-
terhaltspflicht, der Riickerstattungspflicht und allfélliger weiterer Bedingungen und
Auflagen verpflichtet.
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Art. 67 Abs. 5 Bst. c und e
> Die bestimmungsgemisse Verwendungsdauer betragt:

c. fiir Einrichtungen sowie fir Massnahmen zur Forderung der Tier-
gesundheit und einer besonders umwelt- und tierfreundlichen Pro-

duktion 10 Jahre
e. fiir Maschinen und Fahrzeuge 5 Jahre
Art. 70 Abs. 4

4 Die Riickforderung eines Beitrags nach Absatz 1 Buchstaben a—e wird gemiss dem
Verhiltnis der tatsdchlichen zur bestimmungsgemaissen Verwendungsdauer nach Ar-
tikel 67 Absatz 5 berechnet.

Art. 71 Abs. 3 Einleitungssatz

3 Der Kanton meldet {iber das Informationssystem flir Strukturverbesserung nach Ar-
tikel 17 ISLV beim BLW bis zum 10. Januar folgende Bestdnde des vorangehenden
Rechnungsjahres per 31. Dezember mit allen sachdienlichen Unterlagen:

Art. 76a Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom ...

' Fiir Projekte, fur die ein Vorbescheid nach Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe b vor In-
krafttreten der Anderungen vom ... abgegeben wurde, gelten wihrend der Giiltigkeit
des Vorbescheids Anhang 5 Ziffer 5 und Anhang 7 nach bisherigem Recht.

2 Anhang 6 Ziffer 3.2.1 ist nicht anwendbar auf Feldroboter, die vor dem Inkrafttreten
der Anderung vom ... angeschafft wurden.

3 Anhang 6 Ziffer 3.2.2 ist nicht anwendbar auf landwirtschaftlichen Traktoren und
Motorméher, die vor dem Inkrafttreten der Anderung vom ... angeschafft wurden.

II

' Die Anhiinge 4-6 werden gemiss Beilage geédndert.

2 Anhang 7 erhilt die neue Fassung gemiss Beilage.

I

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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Zusatzbeitrige fir Tiefbaumassnahmen

Ziff- 1 Bst. eund f

Anhang 4
(Art. 26 Abs. 6)

1. Abstufung der Zusatzbeitriage fiir Zusatzleistungen
Bst. +1% +2% +3% Beispiele
e. Produk- Deckung Deckung Deckung Strom aus Anlagen wie Sonnen-
tionvoner- |>50%des |>75%des |>100% des | kollektoren, Wasserkraftwerken,
neuerbarer | Strom- oder | Strom- oder | Strom- oder | Windenergie, Biogasanlagen,
Energie Wiérmebe- | Wiarmebe- | Warmebe- | Wiarme aus Holzheizanlagen
darfs der darfs der darfs der Uusw.
Landwirt- Landwirt- Landwirt- .
schaft im schaft im schaft im Unterstiitzung der Anlagekosten
Perimeter Perimeter Perimeter gemdss den Art. 106 Abs. 1
Bst. ¢, Abs. 2 Bst. d und 107
Abs. 1 Bst. b LwG
oder
Einsatz res- | betroffene betroffene betroffene Ressourcenschonende Techno-
sourcen- Fléche: Flache: Fléche: logien mit energie- oder wasser-
schonender . . . sparender Technik, z. B. Tropf-
Technolo- 10-33 /0 34-66 /0 67_100_ %0 chenbewisserung, Solarpumpe,
gien des Perime- | des Perime- | des Perime- bedarfsgesteuerte Anlage
ters ters ters
f. Aufgeho-
ben
Ziff. 2
2. Abstufung der Zusatzbeitrige fiir Wiederherstellungen und
Sicherungen
Kriterium fiir die Erhéhung ist die Betroffenheit (Ausmass/Verteilung) in Bezug zum
Gemeindegebiet.
Ausmass Zusatzbeitrag

Isolierte Wiederherstellungen und Sicherung
Lokale Wiederherstellungen und Sicherung
Ausgedehnte Wiederherstellungen und Sicherung

+2%
+4 9%
+6%
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Anhang 5
(Art. 37 Abs. 1 und 2 sowie 39 Abs. 1 und 3)

Ansitze und Bestimmungen der Finanzhilfen
fiir Hochbaumassnahmen

Ziff 1.1
1.1  Ansitze
Massnahme Angabe Beitrag Investitionskredit
in
Hiigelzone Bergzonen II-IV  Alle Zonen

und Bergzone I

Hochstbeitrdage pro Betrieb Fr. 183 000 254 000 —
Stall pro GVE Fr. 2 000 3190 7 080
Futter- und Strohlager pro m3  Fr. 18 24 106
Hofdiingeranlage pro m3 Fr. 26 35 130
Remise pro m? Fr. 29 41 224
Mehrkosten aufgrund

besonderer Erschwernisse % 40 50 -

Ziff. 1.2.2 und 1.2.5

1.2.2 Die Mehrkosten aufgrund besonderer Erschwernisse werden bei den Hochst-
beitrdgen pro Betrieb nicht beriicksichtigt. Mehrkosten fiir Erschwernisse, die
erst wihrend der Bauausfiihrung entdeckt werden, konnen auch nach Baube-
ginn beantragt werden.

1.2.5 Bei Betriebsgemeinschaften gelten die Hochstbetrdge fiir jeden beteiligten
Betrieb.

Ziff- 2.2.3 und 2.2.4

2.2.3 Werden keine Beitrdge fiir Alpgebiaude gewéhrt, so wird der zweifache An-
satz flr Investitionskredite ausgerichtet.

2.2.4 Mehrkosten fiir Erschwernisse, die erst wihrend der Bauausfiihrung entdeckt
wurden, konnen auch nach Baubeginn beantragt werden.
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Ziff- 4

4 Investitionskredite fiir Wohnhiuser

4.1  Ansitze und spezifische Bestimmungen

4.1.1 Der Investitionskredit fiir die Betriebsleiterwohnung betrdgt hdchstens
50 Prozent der anrechenbaren Kosten, jedoch maximal 200 000 Franken.

4.1.2 Pro Betrieb ist die Unterstiitzung auf eine Betriebsleiterwohnung beschrénkt.
Bei Betriebsgemeinschaften ist die Unterstiitzung auf eine Betriebsleiterwoh-
nung je beteiligter Betrieb beschréinkt.

Ziff. 5

5 Finanzhilfen fiir Verarbeitung, Lagerung oder Vermarktung

5.1  Ansitze

Massnahme Angabe Beitrag Investitionskredit

" Talzone Bergzone | Bergzonen II-IV  Alle Zonen
und Hii- und Sommerung
gelzone

Einzelbetrieblich und ge-

meinschaftliche Massnah-

men: % 10 23 26 50

5.2  Spezifische Bestimmungen

5.2.1 Es werden nur Bauten und Anlagen unterstiitzt, die der Verarbeitung, Lage-
rung oder der Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte zur menschlichen
Erndhrung dienen.

5.2.2 Einzelbetriebliche Massnahmen zur Lagerung werden unterstiitzt, wenn diese
in einem engen Zusammenhang mit der Verarbeitung oder dem Verkauf an
Endkunden verbunden ist.

5.2.3 Einzelbetriebliche Massnahmen zum Verkauf werden unterstiitzt, wenn der

Verkauf an Endkunden erfolgt.

Ziff. 6 Bst. a, cund e

6

Ansitze fir Investitionskredite fiir weitere
Hochbaumassnahmen

Der Investitionskredit betrigt fiir folgende Massnahmen hochstens 50 Prozent der an-
rechenbaren Kosten fiir Investitionen:
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a. in die Produktion und Lagerung von Spezialkulturen, Betriebe des produzie-
renden Gartenbaus, Betriebe zur Produktion von Pilzen, Sprossen und dhnli-
chen Erzeugnissen;

c. in die Produktion von Erzeugnissen der Aquakultur, Algen und Insekten und
weitere lebende Organismen die keine verwertbaren Erzeugnisse aus Pflan-
zenbau und Nutztierhaltung sind und die als Nahrungs- und Futtermittel die-
nen;

e. in die Biomassenverwertung ohne Produktion von erneuerbarer Energie.

Ziff 8
8 Finanzhilfen fir die Tatigkeit im landwirtschaftsnahen Bereich
8.1 Ansitze

Massnahme Angabe Beitrag Investitionskredit
in
Talzone Bergzone | Bergzonen II-1IV  Alle Zonen
und Hii- und Sommerung
gelzone

Bauliche Massnahmen

oder Einrichtungen fiir die

Tatigkeit im landwirt-

schaftsnahen Bereich, aus-

genommen ist die Biomas-

senverwertung

(Ziff. 6 Bst. ) % 10 23 26 50

8.2  Spezifische Bestimmungen

Beitrdge werden nur fiir bauliche Massnahmen oder Einrichtungen ausgerichtet, die
nicht tiber andere Forderprogramme des Bundes gefordert werden.
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Anhang 6
(Art. 45 Abs. 1-3 und 46 Abs. 1 und 3)

Finanzhilfen fiir zusitzliche Strukturverbesserungsmassnahmen

Ziff. 1.3

1.3 Berufsfischer und Berufsfischerinnen erhalten einen Investitionskredit fiir die
Starthilfe von 110 000 Franken.

Ziff: 2
2 Ansitze fiir Investitionskredite fiir Massnahmen zur Forderung

des Erwerbs landwirtschaftlicher Betriebe und Grundstiicke
(Art. 40 Abs. 2 Bst. b)

Massnahme Investitionskredit in %

Erwerb von landwirtschaftlichen Grundstiicken auf dem freien
Markt 50
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Ziff. 3.2.1
3.2.1 Ansitze

Massnahme Angabe Beitrag Investitions- Befristeter Zuschlag
in kredit
Beitrag Frist bis
Ende
Fiill- und Waschplatz von Spritz-
und Spriihgerdten pro m2 Fr. 75 75 — —
Uberdachung des Fiill- und Wasch-
platzes pro m? Fr. 25 25 — —
Anlage zur Lagerung des Reinigungs-
wassers von Fiill- und Waschplatzen
pro m3 Lagervolumen Fr. 250 250 — —
Anlage zur Verdunstung des Reini-
gungswassers von Fiill- und Waschplit-
zen pro m? Verdunstungsflache Fr. 250 250 — —
Pflanzung von robusten Stein-
und Kernobstsorten pro ha Fr. 7 000 7000 7000 2030
Pflanzung von robusten Rebsorten
pro ha Fr. 10 000 10000 10000 2030
Sanierung von durch polychlorierte
Biphenyle (PCB) belasteten Okonomie-
gebduden % 25 50 25 2026
Feldroboter % 15 — — —

Ziff- 3.2.2 Bst. c und j

c. Der Bundesbeitrag fiir die Lagerung sowie die Verdunstung des Reinigungs-
wassers betragt je hochstens 5000 Franken.

j.  Feldroboter werden bis Ende 2035 gefordert.

Ziff. 3.4
34 Klimaschutz
3.4.1 Ansitze
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Massnahme Angabe Beitrag Investitions- Befristeter Zuschlag
in kredit
Beitrag Frist bis
Ende
Bauten, Anlagen und Einrichtungen zur
Produktion oder zur Speicherung nach-
haltiger Energie mehrheitlich zur Ei-
genversorgung % 25 50 — —
Elektrobetriebene Motormaher ab 1,6 m
Schnittbreite Fr. 1 000 — 1000 2030
Landwirtschaftliche Traktoren ohne fos-
sile Treibstoffe ab 30 kW, pro 10 kW  Fr. 500 — 500 2030

3.4.2 Spezifische Bestimmungen

3.4.2.1 Beitrdge werden nur fiir Bauten, Anlagen und Einrichtungen ausgerichtet, die
nicht iiber andere Forderprogramme des Bundes wie z.B. die Einmalvergii-

tung gefordert werden.

3.4.2.2 Traktoren und Motorméher werden bis Ende 2035 gefordert.

Ziff 4

4 Finanzhilfen fiir Massnahmen zur Forderung
der iiberbetrieblichen Zusammenarbeit (Art. 41 Abs. 2)

4.1 Ansiatze

Massnahme Angabe

in

Beitrag

Investitions-
kredit

Talzone

Hugelzone
und Bergzone |

Bergzonen II-1V  Alle Zonen
und S6mmerung

Gemeinschaftliche Initiati-
ven zur Senkung der
Produktionskosten % 27

Autbau von land- und

gartenbaulichen Selbsthilfe-
organisationen im Bereich

der marktgerechten land-

und gartenbaulichen

Produktion und Betriebs-

fiihrung oder die Erweite-

rung von deren Geschéfts-

tatigkeit % -

30 33 -
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Massnahme Angabe Beitrag Investitions-
in kredit
Talzone Hiigelzone Bergzonen II-IV  Alle Zonen
und BergzoneI  und Sémmerung
Gemeinschaftlicher Erwerb
von Maschinen und Fahr-
zeugen % — — — 50

4.2  Spezifische Bestimmungen

Die Massnahmen konnen auch bei Betriebsgemeinschaften umgesetzt werden.
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Anhang 7
(Art. 50 Abs. 4)

Massgebende anrechenbare Kosten fiir Projekte zur regionalen
Entwicklung

Prozentuale Reduktion der anrechenbaren Kosten pro Massnahme

Massnahme Reduktion der anrechenbaren
Kosten in Prozent

Weitere Massnahmen im Interesse des PRE (Art. 47 Abs. 2
Bst. ¢) Gesamtprojekts mind. 50
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o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung
iiber die sozialen Begleitmassnahmen
in der Landwirtschaft

(SBMV)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Verordnung vom 26. November 2003! iiber die sozialen Begleitmassnahmen in
der Landwirtschaft wird wie folgt gedndert:

Art. 2 Abs. 2

2bis Fiir Betriebshilfedarlehen nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c ist keine minimale
Betriebsgrosse erforderlich.

Art. 10 Abs. 2
2 Der Grenzbetrag betrdgt 500 000 Franken.

Art. 17 Abs. 2 Einleitungssatz

2 Er meldet iiber das Informationssystem fiir Strukturverbesserung nach Artikel 17 der
Verordnung vom 23. Oktober 20132 {iber Informationssysteme im Bereich der Land-
wirtschaft (ISLV) beim BLW bis zum 10. Januar folgende Bestdnde des vorangehen-
den Rechnungsjahres per 31. Dezember mit allen sachdienlichen Unterlagen:

II

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

1 SR 914.11
2 SR919.117.71
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Verordnung iiber die sozialen Begleitmassnahmen in der Landwirtschaft«%ASFF _YYYY ID»

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung
tiber die landwirtschaftliche Forschung

(VLF)

vom 23. Mai 2012Erreur ! Source du renvoi introuvable.

Der Schweizerische Bundesrat,

gestiitzt auf Artikel 177 Absatz 1 des Landwirtschaftsgesetzes
vom 29. April 19981 (LwG),

verordnet:

1. Abschnitt: Zweck und Ausrichtung

Art. 1 Zweck

Die Forschung des Bundes fiir die Land- und Erndhrungswirtschaft erarbeitet wissen-
schaftliche Erkenntnisse und technische Grundlagen fiir:

a. die land- und erndhrungswirtschaftliche Praxis, Bildung und Beratung;
b. agrarpolitische Entscheide;
c. den Vollzug gesetzlicher Aufgaben.

Art. 2 Ausrichtung

I Die Forschung des Bundes fiir die Land- und Erndhrungswirtschaft orientiert sich
am nationalen und internationalen Umfeld.

2 Sie ist auf die folgenden Ziele ausgerichtet:

a. Forderung einer multifunktionalen Landwirtschaft und einer wettbewerbsfa-
higen Land- und Erndhrungswirtschaft;

b. Beitrag zur Ermndhrungssicherheit und zur Gesundheit von Mensch und Tier;

I SR 910.1
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c.  Unterstiitzung einer 6kologisch nachhaltigen Nutzung der Ressourcen sowie
Beitrag zur Erhaltung und Forderung der biologischen Vielfalt und zur Ent-
wicklung und Pflege vielfaltiger Kulturlandschaften.

3 Sie ist namentlich ausgerichtet auf die Bediirfnisse:

a. der in der Land- und Erndhrungswirtschaft, der Bildung und der landwirt-
schaftlichen Beratung tatigen Personen und Organisationen,;

b. der Konsumentinnen und Konsumenten,;

c. der Verwaltung.

2. Abschnitt: Landwirtschaftliche Forschungsanstalt Agroscope

Art. 3 Organisation

I Der Direktor oder die Direktorin des BLW nimmt die strategische Leitung iiber Ag-
roscope wahr.

2 Agroscope wird durch eine Leiterin oder einen Leiter gefiihrt.

3 Der zentrale Forschungscampus in Posieux ist Hauptsitz der Geschiftsleitung sowie
Zentrum fiir Laborinfrastrukturen und Forschungstechnologie, tierbezogene For-
schung und Lebensmittel- und Ermndhrungsforschung.

4 Die regionalen Forschungszentren in Changins und Reckenholz bearbeiten die Pflan-
zenzilichtung und Sortenentwicklung, die Agrardkologie und natiirliche Ressourcen,
den Pflanzenschutz sowie ackerbauliche Anbausysteme.

>Die dezentralen Versuchsstationen bearbeiten in Zusammenarbeit mit kantonalen
Stellen, Branchenverbdanden und Forschungsinstitutionen anwendungs- und praxisori-
entierte Forschungsfragen im jeweiligen lokalen Kontext. Sie konnen zeitlich befristet
sein.

6 Das BLW erldsst iiber die Fiihrung, die Organisation, die Aufgaben und die
Zustandigkeiten von Agroscope eine Geschéfts- und Zustindigkeitsordnung.

Art. 4 Aufgaben von Agroscope
I Agroscope hat folgende Aufgaben:
a. Forschung und Entwicklung zugunsten der Land- und Erndhrungswirtschaft;

b. Bereitstellung von Entscheidungsgrundlagen fiir die Gesetzgebung des Bun-
des, Expertise, Evaluation und Monitoring im Sinne der Ressortforschung des
Bundes;

c. Vollzugsaufgaben im Rahmen der Landwirtschaftsgesetzgebung und im Rah-
men von Vereinbarungen mit anderen Bundesdamtern.

2 Agroscope macht die Ergebnisse ihrer Tétigkeit den Interessierten und der Offent-
lichkeit zugédnglich, insbesondere durch Beratung, Zusammenarbeit in den Versuchs-
stationen, Lehre, praxisorientierte und wissenschaftliche Publikationen, Expertisen,
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Veranstaltungen und Weiterbildungsangebote, soweit nicht iiberwiegende 6ffentliche
oder private Interessen entgegenstehen.

Art. 5 (neu) Agroscope-Rat

I Der Agroscope-Rat erldsst Empfehlungen zur strategischen Ausrichtung von Ag-
roscope im Bereich der Forschung und Entwicklung.

2 Der Direktor oder die Direktorin des BLW présidiert den Agroscope-Rat. Er beruft
die Sitzungen ein und leitet sie.

3’Der Vorsteher oder die Vorsteherin des WBF ernennt die Mitglieder des Agroscope-
Rats.

#“Der Agroscope-Rat ist mit Personen der beteiligten Kreise, insbesondere der land-
wirtschaftlichen Praxis, der Agrarforschung und der Bundesverwaltung, besetzt.

’Die Mitglieder des Agroscope-Rats erhalten keine Entschidigung.

%Das WBEF erlisst iiber die Organisation, die Zusammensetzung, die Aufgaben und
Zustandigkeiten des Agroscope-Rats ein Reglement.

Art. 6 Zusammenarbeit

I Agroscope arbeitet mit anderen Institutionen zusammen, namentlich mit Verwaltun-
gen, Behorden, 6ffentlichen und privaten Forschungsinstitutionen, Lehranstalten, Be-
rufs- oder Fachorganisationen, der landwirtschaftlichen Beratung sowie mit der Praxis
der Land- und Erndhrungswirtschaft und der tibrigen Wirtschatft.

2 Sie arbeitet zudem mit der nationalen und internationalen wissenschaftlichen Ge-
meinschaft zusammen, insbesondere im Rahmen gemeinsamer Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekte. Sie setzt sich fiir diesen Zweck bei anerkannten Organen der na-
tionalen und internationalen Forschungsforderung fiir die Beschaffung von
Forschungsmitteln ein.

Art. 7 Rechte an Immaterialgiitern

I Dem Bund gehoren alle Rechte an Immaterialgiitern, die von Personen in einem Ar-
beitsverhéltnis mit Agroscope und in Ausiibung ihrer dienstlichen Tatigkeit geschaf-
fen worden sind; ausgenommen sind die Urheberrechte.

2 Uber die Ausiibung der Rechte an Immaterialgiitern, die dem Bund zustehen, ent-
scheidet Agroscope. Die Zustindigkeiten sind in der Geschéfts- und
Zustandigkeitsordnung geregelt.

3 Bei einer Zusammenarbeit von Agroscope mit Dritten ist die Frage des Eigentums
und der Ausilibung der Rechte an Immaterialgiitern vertraglich zu regeln.

4 Bei Software, die von Personen nach Absatz 1 geschaffen worden sind, liegen die
ausschliesslichen Verwendungsbefugnisse bei Agroscope. Fiir die Ubertragung von
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Rechten im Bereich der tibrigen urheberrechtlichen Werkkategorien kann Agroscope
vertragliche Regelungen mit den Rechtsinhaberinnen und -inhabern treffen.

Art. 8 (neu) Datenbearbeitung und Veroffentlichung

I Agroscope kann im Rahmen der Ausiibung ihrer Aufgaben sowie von Forschungs-
projekten Personendaten bearbeiten.

2 Insbesondere konnen folgende Datenbearbeitungen ausgefiihrt werden:

a. Erstellung von Verkniipfung, Analyse und Vernetzung von forschungsrele-
vanter Literatur (Zitationsnetzwerke und Zitationsanalysen) aufgrund von all-
gemein zugdnglich gemachten Personendaten (Namen von Autorinnen und
Autoren).

b.  Fiihrung und Veroffentlichung einer Publikationsdatenbank (z. B. repository)

3 Agroscope sorgt dafiir, dass die Ergebnisse von Forschung und Entwicklung der Of-
fentlichkeit zugénglich gemacht werden, soweit nicht iiberwiegende 6ffentliche oder
private Interessen entgegenstehen.

4 Forschungs- und Entwicklungserkenntnisse sind bis zum Zeitpunkt, zu dem die Er-
gebnisse der Offentlichkeit zugénglich gemacht werden, grundsitzlich vertraulich.

Art. 9 Gebiihren
I Fiir ihre Dienstleistungen und Auslagen erhebt Agroscope Gebiihren.

2 Die Gebiihren richten sich nach der Verordnung vom 16. Juni 20062 iiber Gebiihren
des Bundesamtes fiir Landwirtschatft.

3 Fiir Publikationen richten sich die Gebiihren nach der Verordnung vom 19. Novem-
ber 2014 iiber die Gebiihren fiir den Bezug von Publikationen des Bundes 3.

3. Abschnitt: Finanzhilfen und Forschungsauftrige

Art. 10 (neu) Finanzhilfen an private Forschungsinstitutionen von
gesamtschweizerischer Bedeutung

' Das BLW kann Finanzhilfen an private, nichtkommerzielle Forschungsinstitutionen
von gesamtschweizerischer Bedeutung mit rechtlichem Sitz in der Schweiz, nament-
lich an das FiBL, ausrichten.

a. Die Finanzhilfen belaufen sich auf hochstens 50 Prozent des Gesamtaufwan-
des fiir den Betrieb..

b. Massgebende Kriterien fiir die Gewédhrung von Finanzhilfen sind insbeson-
dere die Bereitstellung von Forschungsleistungen von hoher Qualitit in spe-
zifischen Fachbereichen, der Beitrag zur Generierung von wissenschaftlichem

2 SR910.11
3 SR 172.041.11
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Mehrwert in den betroffenen Fachbereichen und die Komplementaritét zu den
Forschungsaktivititen an den Hochschulen und bei Agroscope.

Art. 11 Finanzhilfen fiir Forschungsprojekte

I Das BLW kann Finanzhilfen fiir Forschungsprojekte von 6ffentlichen oder privaten
Forschungsinstitutionen ausrichten.

& Die Finanzhilfen pro Projekt belaufen sich auf hochstens 75 Prozent der aus-
gewiesenen und anrechenbaren Kosten. Anrechenbar sind Aufwendungen,
die im Rahmen der unterstiitzten Projekte tatsdchlich entstehen und die fiir die
zweckmaissige Realisierung der Projekte erforderlich sind.

b. Massgebende Kriterien fiir die Gewédhrung und die Hohe der Finanzhilfen
sind insbesondere die wissenschaftliche Qualitét des beantragten Forschungs-
vorhabens, die wissenschaftliche Qualifikation der Forschenden, der Grad des
offentlichen Interesses und der zu erwartende Nutzen fiir die land- und ernéh-
rungswirtschaftliche Praxis sowie fiir die Aufgaben des BLW.

2 Forschungsprojekte konnen von einzelnen Forschungsinstitutionen oder im Verbund
durchgefiihrt werden. In Verbundprojekten sind mindestens zwei Forschungsinstitu-
tion vertreten.

Art. 12 (neu) Finanzhilfen fiir Pilot- und Demonstrationsprojekte

I Pilot- und Demonstrationsprojekte bezwecken die Verwertung von Wissen fiir die
Anwendung in der Praxis und beschleunigen den Innovationsprozess.

2°In Pilotprojekten werden wissenschaftliche Erkenntnisse aus der Forschung fiir die
praxisbezogene Anwendung erprobt. Sie finden im Praxismassstab statt und liefern
wichtige Erkenntnisse fiir die Umsetzung in der Praxis.

3°In Demonstrationsprojekten werden neue Technologien, Methoden, Prozesse oder
Dienstleistungen bekannt gemacht.

4Das BLW kann Finanzhilfen an Konsortien fiir die Durchfiihrung von Pilot- und
Demonstrationsprojekten ausrichten.

a.  Pilot- und Demonstrationsprojekte werden von Konsortien mit mehreren Part-
nern des landwirtschaftlichen Innovations- und Wissenssystems durchgefiihrt,
deren Kompetenzen und Kenntnisse sich ergdnzen. Bei Pilotprojekten ist min-
destens einer der Partner eine Forschungsinstitution.

b. Die Finanzhilfen pro Projekt belaufen sich auf hochstens 75 Prozent der ausge-
wiesenen und anrechenbaren Kosten. Anrechenbar sind Aufwendungen, die im
Rahmen der unterstiitzten Projekte tatsdchlich entstehen und die fiir die zweck-
maissige Realisierung der Projekte erforderlich sind.

c. Massgebende Kriterien fiir die Gewéhrung und die Hohe der Finanzhilfen sind
ein Modellcharakter, die methodische Qualitdt des Vorgehens, der Grad des
offentlichen Interesses, der zu erwartende Nutzen fiir die Land- und erndhrungs-
wirtschaftliche Praxis, die angemessene, auch finanzielle, Beteiligung von
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Endnutzern und Multiplikatoren sowie die fachliche Kompetenz der
Projektpartner.

d. Nicht unterstiitzt werden firmenspezifische Massnahmen oder anderweitige
Massnahmen, die wettbewerbsverzerrend wirken konnten.

Art. 13 (neu ) Voraussetzungen fiir die Gewidhrung von Finanzhilfen
! Finanzhilfen konnen im Rahmen des bewilligten Kredites gewéhrt werden.

2 Sie dienen dem Zweck und der Ausrichtung der Forschung des Bundes fiir die Land-
und Erndhrungswirtschaft nach den Artikeln 1 und 2.

3 Entscheidet das BLW auf Gewéhrung einer Finanzhilfe, so schliesst es mit der Emp-
fangerin oder dem Empféinger einen Vertrag ab. Dieser regelt die Hohe der Finanz-
hilfe, die Dauer der Finanzhilfe und die Berichterstattung.

4 Die Frage des Eigentums und der Ausiibung der Rechte an Immaterialgiitern ist ver-
traglich zu regeln.

4. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Art. 14 Vollzug
Das BLW vollzieht diese Verordnung.

Art. 15 Aufhebung und Anderung bisherigen Rechts

I Die Verordnung vom 23. Mai 20124 {iber die Landwirtschaftliche Forschung wird
aufgehoben.

2 Die Organisationsverordnung vom 14. Juni 19995 fiir das Departement fiir Wirt-
schaft, Bildung und Forschung wird wie folgt gedndert:

Art. 7 Abs. 3

3 Dem BLW ist Agroscope unterstellt. Agroscope ist das Kompetenzzentrum des Bun-
des im Bereich der Forschung fiir die Land- und Erndhrungswirtschaft. Sie unterstiitzt
die Landwirtschaft im Bestreben, qualitativ hochwertige und wettbewerbsfahige Pro-
dukte im Einklang mit dem Prinzip der nachhaltigen Entwicklung zu erzeugen. Thre
Organisation und ihre Aufgaben sind in den Artikeln 114 und 115 des Landwirt-
schaftsgesetzes vom 29. April 1998 und in der Verordnung vom xx. Xxxxxx 202X
iiber die landwirtschaftliche Forschung geregelt.

4 [AS 2010 5871, 2011 5227 Ziff. 1 6 und 7)]
5 SR 172.216.1
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Art. 16 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundespriasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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izeri i «$3QrCode»
Schvvleu,erls.che El.dgenossenschaft «$$e-seal» Q
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Verordnung
iiber die Einfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen

(Agrareinfuhrverordnung, AEV)

vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Agrareinfuhrverordnung vom 26. Oktober 2011! wird wie folgt gedndert:

Art. 3 Abs. 2

2 Sind Gesuche, Meldungen und Steigerungsgebote nicht korrekt oder unvollstindig
iibermittelt worden, so kann das BLW eine Nachfrist von bis zu drei Arbeitstagen zur
Verbesserung einrdumen.

Art. 17 Abs. 1

I Die Steigerungsgebote sind innerhalb der in der Ausschreibung festgesetzten Frist
zu iibermitteln.

II

Die Anhédnge 1 und 3 werden gemaéss Beilage gedndert.

11

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

I SR 916.01
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Die Bundesprésidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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Anhang 1
(Art. 1 Abs. 1,4, 5 Abs. 1,7, 10, 13 Abs. 2,27 Abs. 1, 32 Abs. 1, 34 und 37 Abs. 3)

Verzeichnis der anwendbaren Zollansitze bei der Einfuhr von
landwirtschaftlichen Erzeugnissen mit Angabe der GEB-Pflicht,
der Importrichtwerte und der Zuordnung zu den
marktordnungsspezifischen Vorschriften, zu den Gruppen der
Schwellenpreise sowie zu den Zoll- oder Teilzollkontingenten

Ziff. 3
3. Marktordnung Schlachttiere, Fleisch von Tieren der Rindvieh-,
Pferde-, Schaf-, Ziegen- und Schweinegattung sowie Gefliigel

4. Abschnitt des Einleitungstextes oberhalb der Tabelle

Fleisch und Fleischwaren von Wildschweinen sowie Diét- und Kinderndhrmittel ge-
horen nicht zum Geltungsbereich der SV. Sie sind weder bewilligungspflichtig, noch
werden sie dem Zollkontingent angerechnet. Tarifnummern, in die diese Produkte ein-
gereiht werden konnen, sind in der 5. Spalte mit den Erganzungen [3-4] oder [3-5]
bezeichnet.

Legende oberhalb der Tabelle

[1] Aufgefiihrt sind vom Generaltarif abweichende Zollansétze.
Im Gebrauchstarif www.tares.ch sind weitere anwendbare Zollan-
satze einsehbar.

[3-1] Im Teilzollkontingent-Nr. 06.1 sind inbegriffen:

- das priferenzielle Zollkontingent Nr. 101 nach der Freihandelsverord-
nung 1 vom 18. Juni 2008 (SR 632.421.0)

- das priferenzielle Zollkontingent Nr. 101 GB nach der Freihandelsver-
ordnung 2 vom 27. Juni 1995 (SR 632.319)

[3-2] Im Zollkontingent-Nr. 06.3 sind inbegriffen:

- das préferenzielle Zollkontingent Nr. 301 nach der Freihandelsverord-
nung |

- das priferenzielle Zollkontingent Nr. 301 GB nach der Freihandelsver-
ordnung 2

[3-3] Im Zollkontingent-Nr. 05.1 sind inbegriffen:

- das priferenzielle Zollkontingent Nr. 102 nach der Freihandelsverord-
nung 1
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[3-4]

[3-5]

[3-6]

- das priferenzielle Zollkontingent Nr. 102 GB nach der Freihandels-
verordnung 2

von der GEB und von der Anrechnung ans Zollkontingent sind ausgenom-
men:

- Diét- und Kinderndhrmittel

von der GEB und von der Anrechnung ans Zollkontingent sind ausgenom-
men:

- Fleisch und Fleischwaren von Wildschweinen
- Diit- und Kinderndhrmittel

Féllt nicht in den Geltungsbereich der SV

Die Tabelle wird wie folgt gedndert

Tarifnummer Zollansatz [1] Anzahl Stiick/kg brutto (Teil-) Zollkontingent ~ Ergédnzungen
(CHF) ohne GEB-Pflicht (Nr.)
0207.4510 36.33 keine GEB-Pflicht [3-6]
0207.4591 30.00 0 06.4
0207.4599 20
0207.5110 30.00 0 06.4
0207.5190 20
0207.5210 30.00 0 06.4
0207.5290 20
0207.5411 30.00 0 06.4
0207.5419 20
0207.5491 30.00 0 06.4
0207.5499 20
0207.5510 36.33 keine GEB-Pflicht [3-6]
0207.5591 30.00 0 06.4
0207.5599 20
0207.6011 30.00 0 06.4
0207.6019 20
0207.6021 30.00 0 06.4
0207.6029 20
0207.6041 30.00 0 06.4
0207.6049 20
0207.6051 30.00 0 06.4
0207.6059 20
0207.6091 30.00 0 06.4
0207.6099 20
0209.1010 0 06.4
0209.1090 20
0210.1191 0.00 0 06
ex0210.1191 0 06.1 (101)
ex0210.1191 0 06.4
0210.1199 20
0210.1291 0 06.4
0210.1299 20
0210.1991 0.00 0 06
ex 0210.1991 0 06.1 (101)
ex 0210.1991 0 06.3 (301) [3-2]
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Tarifnummer Zollansatz [1] Anzahl Stiick/kg brutto (Teil-) Zollkontingent ~ Ergénzungen
(CHF) ohne GEB-Pflicht (Nr.)
ex 0210.1991 0 06.4
0210.1999 20
0210.2010 0 05
ex 0210.2010 0 05.1 (102) [3-3]
ex 0210.2010 0 05.7
0210.2090 20
0210.9911 0 05.7
0210.9912 0 06.4
0210.9919 20
0210.9931 30.00 0 06.4
0210.9939 20
0210.9941 30.00 0 06.4
0210.9949 20
0210.9951 30.00 0 06.4
0210.9959 20
0210.9961 30.00 0 06.4
0210.9969 20
0210.9971 30.00 0 06.4
0210.9979 20
0210.9981 30.00 0 06.4
0210.9989 20
0504.0039 0.50 keine GEB-Pflicht [3-6]
1601.0011 0 06.3 (301) [3-2]
1601.0019 20
1601.0021 0 06.3 (301) [3-2]
1601.0029 20
1601.0031 75.00 0 06.4
1601.0039 20
1602.1010 85.00 keine GEB-Pflicht 05.7 [3-6]
1602.2071 0 05.7
1602.2079 20
1602.3110 50.00 0 06.4 [3-4]
1602.3190 20 [3-4]
1602.3210 50.00 0 06.4 [3-4]
1602.3290 20 [3-4]
1602.3910 50.00 0 06.4 [3-4]
1602.3990 20 [3-4]
1602.4111 115.00 0 06.2 [3-5]
1602.4119 20 [3-5]
1602.4191 0 06.2 [3-5]
1602.4199 20 [3-5]
1602.4210 100.00 0 06 [3-5]
ex 1602.4210 0 06.2
ex 1602.4210 0 06.4
1602.4290 20 [3-5]
1602.4910 0 06 [3-5]
ex 1602.4910 0 06.3 (301) [3-2]
ex 1602.4910 0 06.4
1602.4991 20
1602.4999 20
1602.5011 0 05.2
1602.5019 20
1602.5091 140.00 0 05 [3-4]
ex 1602.5091 0 05.21
ex 1602.5091 0 05.22
ex 1602.5091 0 05.7
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Tarifnummer Zollansatz [1] Anzahl Stiick/kg brutto (Teil-) Zollkontingent ~ Ergénzungen
(CHF) ohne GEB-Pflicht (Nr.)
1602.5093 20
1602.5098 20
1602.9011 0 05.7
1602.9019 20
Ziff. 5

5. Marktordnung Eier und Eiprodukte

Fiir die Einfuhr der aufgefiihrten Erzeugnisse ist keine GEB erforderlich.

Marktordnungsspezifische Vorschriften wie die Verteilung der Teilzollkontingente
sind in der Eierverordnung vom 26. November 2003 (EiV; SR 916.371) geregelt.

Es sind keine vom Generaltarif abweichenden Zollansitze festgelegt.

[5-1] Verzicht auf eine Regelung zur Verteilung des Teilzollkontingents; es wird
jede Einfuhr zum KZA zugelassen (Art. 26 AEV; Art. 2a EiV)

[5-2] Die Teilzollkontingente werden nach der Reihenfolge der Annahme der
Zollanmeldungen zugeteilt.

[5-3] Eieralbumin, zu anderen als technischen Zwecken

[5-4] Verzicht auf eine Regelung zur Verteilung des Zollkontingents; es wird
jede Einfuhr zum KZA zugelassen (Art. 26 AEV; Art. 3 EiV)

Tarifnummer (Teil-) Zollkontingent (Nr.) Ergénzungen
0407.1110 09.3 Bruteier [5-1]
0407.1190
0407.1910 09.3 Bruteier [5-1]
0407.1990
0407.2110 09
ex0407.2110 09.1 und 09.2 Konsum- und Verarbeitungseier [5-2],
ex0407.2110 09.3 andere als Konsum- und Verarbeitungseier [5-1]
0407.2190
0407.2910 09.3 Eier, nicht von «Gallus domesticus» [5-1]
0407.2990
0407.9010 09
ex0407.9010 09.1 und 09.2 Konsum- und Verarbeitungseier [5-2]
ex0407.9010 09.3 andere als Konsum- und Verarbeitungseier [5-1]
0407.9090
0408.1110 10 [5-4]
0408.1190
0408.1910 11 [5-4]
0408.1990
04089110 10 [5-4]
0408.9190
0408.9910 11 [5-4]
0408.9990
3502.1110 10 [5-3] [5-4]
3502.1190 [5-3]
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Tarifnummer (Teil-) Zollkontingent (Nr.) Ergénzungen
3502.1910 11 [5-3] [5-4]
3502.1990 [5-3]
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Anhang 3
(Art. 10 und 27 Abs. 2bis Bst. a)

Zoll- und Teilzollkontingente

Ziff. 3

3. Marktordnung Schlachttiere, Fleisch von Tieren der Rindvieh-,
Pferde-, Schaf-, Ziegen- und Schweinegattung sowie Gefliigel

Nummer des Erzeugnis Umfang des Zollkon-
Zollkontingents tingents (Tonnen)
1] 1 1]
05 Tiere zum Schlachten,

Fleisch vorwiegend auf der Basis von Raufutter produziert,

von Rind, Pferd, Schaf und Ziege: 23 700
05.1 Luftgetrocknetes Trockenfleisch 233

Darin inbegriffen sind das préiferenzielle Zollkontingent

Nr. 102 von 200 t netto nach der Freihandelsverordnung 1

vom 18. Juni 2008 (SR 632.421.0) und das priferenzielle

Zollkontingent Nr. 102 GB von 11 t netto nach der

Freihandelsverordnung 2 vom 27. Juni 1995 (SR 632.319)
05.2 Rindfleischzubereitungen 1370
05.21 davon zugeschnittene Rindsbinden, gesalzen und gewlirzt: 600
05.22 davon Rindfleischkonserven: 770
05.3 Koscherfleisch von Tieren der Rindviehgattung 295
05.4 Koscherfleisch von Tieren der Schafgattung 20
05.5 Halalfleisch von Tieren der Rindviehgattung 410
05.6 Halalfleisch von Tieren der Schafgattung 175
05.7 Ubriges Fleisch vorwiegend auf der Basis von Raufutter

produziert, von Rind, Pferd, Schaf und Ziege 21197
05.71 davon Rindfleisch der zu 05.711, 05.712 und 05.713

gehorenden Tarifnummern (Anhang 1): 2000

[a] Verpflichtung aus der Tokyo-Runde des GATT im [a]

Sinne einer Mindestmenge, siche dazu Beilage 19
zum Genfer Protokoll (1979), SR 0.632.231.53

05.711 davon sogenanntes US-Style-Beef: 700

[b] im Sinne einer Mindestmenge [b]
05.712 davon Rindfleisch der Qualitiit «high grade» in Ubereinstim-

mung mit den Bestimmungen des BLW der zu 05.712

gehorenden Tarifnummern: 500

[c] im Sinne einer Mindestmenge [c]
05.713 davon Rest der zu 05.713 gehdrenden Tarifnummern: —
05.72 davon Schaffleisch der zu 05.72 gehorenden Tarifnummern: 4500

[d] im Sinne einer Mindestmenge [d]
05.73 davon Pferdefleisch der zu 05.73 gehorenden Tarifnummer: 4000

[e] im Sinne einer Mindestmenge [e]
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Nummer des
Zollkontingents

1]

Erzeugnis

1]

Umfang des Zollkon-
tingents (Tonnen)

1

06

06.1

06.2
06.3

06.4

Tiere zum Schlachten, Fleisch vorwiegend auf der Basis
von Kraftfutter produziert:

Luftgetrockneter Rohschinken

Darin inbegriffen sind das préiferenzielle Zollkontingent
Nr. 101 von 1000 t netto nach der Freihandelsverordnung 1
und das priferenzielle Zollkontingent Nr. 101 GB von 54 t
netto nach der Freihandelsverordnung 2

Dosen- und Kochschinken

Wurstwaren,

einschliesslich Coppa, Blasen- und Lachsschinken

Darin inbegriffen sind das préiferenzielle Zollkontingent

Nr. 301 von 3715 t netto nach Freihandelsverordnung 1 und
das priferenzielle Zollkontingent Nr. 301 GB von 199 t netto
nach Freihandelsverordnung 2

Ubriges Fleisch vorwiegend auf der Basis von
Kraftfutter produziert:

von Gefliigel, inklusive Gefliigelkonserven und
Schlachtnebenprodukte von Gefliigel

vom Schwein, inklusive Paté und Fleischgranulat zur
Suppenherstellung sowie Schlachtschweine aus den
Freizonen

54500
2660

71
4306

47 463

42 200
2]

5323
2]

[1] Vom Generaltarif abweichende Angaben sind fett gedruckt. Einfuhren aus
Freizonen nach dem Reglement vom 22. Dezember 1933 iiber die Einfuhr der
Erzeugnisse der Freizonen in die Schweiz (SR 0.631.256.934.953) werden nicht
an die zu verteilende Kontingentsmenge angerechnet.

[2] Richtmenge
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Ziff. 5
5. Marktordnung Eier und Eiprodukte
Nummer des Erzeugnis Umfang des
Zollkontingents Zollkontingents
(Tonnen brutto)
[1] [1] [1]
09 Vogeleier in der Schale, davon 33735
09.1 Konsumeier 17 428
09.2 Verarbeitungseier fiir die Nahrungsmittelindustrie 16 307
09.3 Bruteier und Eier, die nicht von Hiihnern «Gallus
domesticus» stammen 2]
10 Eiprodukte getrocknet 977
131
11 Eiprodukte andere 6866
131

[1] Vom Generaltarif abweichende Angaben sind fett gedruckt. Einfuhren aus
Freizonen nach dem Reglement vom 22. Dezember 1933 iiber die Einfuhr der

Erzeugnisse der Freizonen in die Schweiz (SR 0.631.256.934.953) werden nicht

an die zu verteilende Kontingentsmenge angerechnet.

[2] Es ist keine Menge festgelegt und auf eine Regelung zur Verteilung wird verzichtet.
Die Uberschreitung der Teilzollkontingentsmenge ist deshalb moglich.

[3] Die Uberschreitung der Zollkontingentsmenge ist moglich.
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o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung
tiber die Primarproduktion

(VPrP)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Verordnung vom 23. November 2005! iiber die Primarproduktion wird wie folgt
gedndert:

Art. 1 Abs. 3

3 Diese Verordnung gilt nicht fiir das Jagen, das Fischen und das Ernten wild wach-
sender Erzeugnisse.

Art. 2
In dieser Verordnung gelten die folgenden Begriffe:
a.  Betrifft nur den franzosischen und den italienischen Text.

b.  Primdrprodukte: Pflanzen, Algen und Mikroalgen, Pilze, Tiere und daraus
gewonnene pflanzliche oder tierische Erzeugnisse der Primarproduktion, die
zur Verwendung als Lebensmittel oder Futtermittel bestimmt sind.

Art. 3 Abs. 2 Einleitungssatz und Bst. a und b

2 Die Meldepflicht nach Absatz 1 gilt nicht fiir Betriebe, die alle folgenden Kriterien
erfiillen:

a. Betrifft nur den franzésischen Text.

'SR 916.020
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b. Betrifft nur den franzésischen und den italienischen Text.

Art. 4 Abs. 3 Bst. ¢
3 Sie miissen dafiir sorgen, dass:

c. Kontaminationen durch Tiere, Schiadlinge, Abfille, schddliche Bestandteile
der Luft, des Wassers und des Bodens sowie durch Riickstinde von chemi-
schen Stoffen, durch Diinger und durch Futtermittel vermieden werden;

Art. 9 Abs. 1

' Das BLW beaufsichtigt in Zusammenarbeit mit dem Bundesamt fiir Lebensmittelsi-
cherheit und Veterinarwesen (BLV) den Vollzug der Vorschriften liber die Priméir-
produktion in den Kantonen. Das BLW und das BLV kénnen nach Anhorung der zu-
staindigen kantonalen Behdrden Weisungen betreffend die Kontrolle erlassen.
Vorbehalten bleibt Artikel 16 der Milchpriifungsverordnung vom 20. Oktober 20102,

I
Die Milchpriifungsverordnung vom 20. Oktober 20103 wird wie folgt gedndert:

Ingress

gestiitzt auf die Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe a und 44 des Lebensmittelgesetzes
vom 20. Juni 20144 ;

gestiitzt auf die Artikel 10, 41 und 177 Absatz 1 des Landwirtschaftsgesetzes vom
29. April 19985,

verordnet:

I
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi

2 SR 916.351.0
3 SR 916.351.0
4 SR 817.0
5 SR 910.1
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o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung
tiber den Rebbau und die Einfuhr von Wein

(Weinverordnung)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

Die Weinverordnung vom 14. November 2007! wird wie folgt gedndert:

Art. 7
Aufgehoben

II

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprisidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi

'SR 916.140

2024-... «%ASFF_YYYY ID»



o . «$$QrCode»
Schw,enzlens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung des BLW
iiber das Rebsortenverzeichnis

Aufhebung vom ...

Das Bundesamt fiir Landwirtschaft (BLW)

verordnet:

Einziger Artikel

Die Verordnung des BLW vom 28. Oktober 20151 iiber das Rebsortenverzeichnis
wird auf den 1. Januar 2025 aufgehoben.

Bundesamt fiir Landwirtschaft

Christian Hofer

1 AS 2015 4549, 2018 1585, 2023 285

2024-... «%ASFF_YYYY ID»



izeri i «$3QrCode»
Schvvleu,erls.che El.dgenossenschaft «$$e-seal» Q
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Verordnung
tiber die Produktion und das Inverkehrbringen von
Futtermitteln

(Futtermittel-Verordnung, FMYV)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I
Die Futtermittel-Verordnung vom 26. Oktober 201 1! wird wie folgt gedndert:

Art. 3 Abs. 4 Bst. fund Abs. 5 Bst. [
4 In Bezug auf Tiere bedeuten:

f. Nebentierarten: andere der Lebensmittelgewinnung dienende Tiere als Rinder
(Milch- und Schlachtvieh, einschliesslich Kaélber), Schafe (Schlachtvieh),
Schweine, Hiihner, Legehennen, Truthiihner und Fische, die zu den Salmonidae
gehoren.

> In Bezug auf Unternehmen bedeuten:

f. Einzelhandel: die Handhabung von Futtermitteln und ihre Lagerung am Ort des
Verkaufs oder der Abgabe an die Endverwenderin oder den Endverwender;
hierzu gehdren Verladestellen, Laden, Supermarkt-Vertriebszentren und Gross-
handelsverkaufsstellen.

Art. 9 Abs. 3

3 Das BLW priift die nach Absatz 1 eingegangenen Meldungen und verdffentlicht sie
in einer Liste, die es fortlaufend aktualisiert.2 Es kann die eingegangenen Meldungen
jederzeit neu priifen.

I SR 916.307

2 Die Liste ist auf der Website von Agroscope unter folgender Adresse kostenlos abrufbar:
www.agroscope.admin.ch > Themen > Nutztiere > Futtermittel > Futtermittelkontrolle >
Gesetzliche Grundlagen > Angemeldete Einzelfuttermittel.
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Art. 19 Abs. 2bis

2bis Fyttermittelzusatzstoffe und Vormischungen nach Artikel 48 Absatz 1 diirfen nur
an Futtermittelunternehmen oder Betriebe der Primérproduktion abgegeben werden,
die fiir deren Verwendung zugelassen sind.

Art. 22 Abs. 3

3 Das erstmalige Inverkehrbringen des Erzeugnisses darf nur durch die Bewilligungs-
inhaberin, ihre Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolger oder eine schriftlich von
ihr dazu erméchtigte Person erfolgen.

Art. 26 Abs. 2 und 3

2Begehren um Aufnahme eines Futtermittelzusatzstoffs in die Liste nach Artikel 20
konnen von Personen oder Firmen mit Wohn- oder Geschiftssitz, einer Zweignieder-
lassung oder einer Vertreterin oder einem Vertreter in der Schweiz gestellt werden.

3 Gesuche um Bewilligungen nach Artikel 22 kdénnen von Personen oder Firmen mit
Wohn- oder Geschiftssitz oder Zweigniederlassung oder einer Vertreterin oder einem
Vertreter in der Schweiz eingereicht werden, es sei denn, dass durch ein Abkommen
mit dem Land des Wohn- oder Geschiftssitzes vereinbart ist, dass diese Anforderung
keine Anwendung findet.

Art. 39 Abs. 1

Betrifft nur den franzésischen Text.

Art. 43 Sachiiberschrift und Abs. 1
Aufzeichnungspflicht

!'Wer Futtermittel produziert, einfithrt oder in Verkehr bringt, muss die fiir die Riick-
verfolgbarkeit der Futtermittel relevanten Angaben aufzeichnen.

Art. 47 Abs. 1 Bst. a
! Die Futtermittelunternehmen:

a. melden dem BLW alle ihrer Kontrolle unterstehenden Betriebe, die in einer oder
mehreren der Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen von Futtermit-
teln tétig sind, in der verlangten Form zwecks Registrierung oder Zulassung;

Art. 48 Abs. 2

Wer fiir das Inverkehrbringen oder fiir den ausschliesslichen Bedarf des eigenen Be-
triebs Mischfuttermittel oder Didtfuttermittel mit Futtermittelzusatzstoffen oder Vor-
mischungen herstellt, die folgende Futtermittelzusatzstoffe enthalten, muss vom BLW
zugelassen sein:
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Art. 54 Abs. 1 Fussnote

! Das BLW trigt die Betriebe, die es nach Artikel 47 registriert oder nach Artikel 48
zugelassen hat, in ein nationales Verzeichnis ein. Die Betriebe werden mit einer indi-
viduellen Kennnummer in der Form, wie sie in Anhang V Kapitel [ und II der Ver-
ordnung (EG) Nr. 183/20053 vorgesehen ist, versehen.

II

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundespréasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi

3 Verordnung (EG) Nr. 183/2005 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 12. Ja-
nuar 2005 mit Vorschriften fiir die Futtermittelhygiene, Fassung gemédss ABI. L 035 vom
8.2.2005, S. 1.
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o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung
tiber Hochstbestande in der Fleisch- und Eierproduktion

(Hochstbestandesverordnung, HBV)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Hochstbestandesverordnung vom 23. Oktober 2013! wird wie folgt gedndert:

Gliederungstitel vor Art. 10

4. Abschnitt:

Betriebe mit Schweinehaltung, die Nebenprodukte von Milch- und
Lebensmittelverarbeitungsbetrieben oder Lebensmittelabfille verwerten, sowie
Betriebe mit Versuchs- und Forschungstatigkeit

Art. 10 Zulidssige Bestinde fiir Betriebe mit Schweinehaltung, die
Nebenprodukte von Milch- und Lebensmittelverarbeitungsbetrieben
oder Lebensmittelabfélle verwerten

' Das BLW bewilligt Betrieben mit Schweinehaltung, die Nebenprodukte von Milch-
und Lebensmittelverarbeitungsbetrieben oder Lebensmittelabfille verwerten, auf Ge-
such hin hohere Bestinde als diejenigen nach Artikel 2, wenn sie im Durchschnitt
eines Jahres:

a. mindestens 25 Prozent des Energiebedarfs der Schweine mit Nebenprodukten
aus der Milchverarbeitung decken;

b. mindestens 40 Prozent des Energiebedarfs der Schweine mit Lebensmittel-
nebenprodukten, die nicht aus der Milchverarbeitung stammen, oder mit Le-
bensmittelabfillen decken; oder

c. mindestens 40 Prozent des Energiebedarfs der Schweine mit Nebenprodukten
aus der Milchverarbeitung sowie mit Lebensmittelnebenprodukten, die nicht
aus der Milchverarbeitung stammen, oder mit Lebensmittelabféllen decken.

1 SR 916.344
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2 Die Bewilligung wird nur erteilt, wenn:

a. der Kanton, auf dessen Gebiet die Nebenprodukte oder Lebensmittelabfalle
anfallen, schriftlich bestdtigt, dass die Entsorgungsaufgabe im 6ffentlichen In-
teresse liegt und von regionaler Bedeutung ist;

b. der Betrieb der Milch- oder Lebensmittelbranche, von dem die Nebenpro-
dukte oder Lebensmittelabfdlle stammen, in einer Fahrdistanz von hochstens
75 km liegt;

c. die Nebenprodukte oder Lebensmittelabfélle bisher nicht von anderen Betrie-
ben libernommen wurden oder diese nicht bereit sind, die Nebenprodukte oder
Lebensmittelabfille weiterhin zu iibernehmen;

d. die Abnahme der Nebenprodukte oder Lebensmittelabfille in einem schriftli-
chen Vertrag zwischen dem Gesuchsteller oder der Gesuchstellerin und dem
Betrieb der Milch- oder Lebensmittelbranche vereinbart ist, von dem die zu
verfiitternden Nebenprodukte oder Lebensmittelabfille stammen, der Vertrag
muss Angaben zum Gehalt der Nebenprodukte oder Lebensmittelabfélle und
der Menge der pro Jahr verwerteten Nebenprodukte oder Lebensmittelabfille
beinhalten,;

e. der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin neben Schweinen keine anderen
Tiere halt, fiir die diese Verordnung gilt, es sei denn, die Tiere werden als
Nutztiere fiir den ausschliesslich personlichen Gebrauch oder als Heimtiere
gehalten,;

f.  der Kanton, in dem die Produktionsstétte liegt, schriftlich bestétigt, dass:

1. mit den bestehenden Bestidnden die Tierschutzvorschriften erfiillt sind,
und

2. mit den beantragten Bestinden die Gewisservorschriften eingehalten
werden konnen.

3 Das BLW erteilt die Bewilligung entsprechend der Menge der verwerteten Neben-
produkte und Lebensmittelabfille.

Art. 11 Sachiiberschrift sowie Abs.1 und Abs. 2 Einleitungssatz
Liste der Nebenprodukte und Lebensmittelabfille

! Die Nebenprodukte von Milch- oder Lebensmittelverarbeitungsbetrieben und Le-
bensmittelabfille, die fiir die Erteilung einer Bewilligung nach Artikel 10 beriicksich-
tigt werden, sind im Anhang aufgefiihrt.

2 Das BLW kann den Anhang dndern. Es nimmt Nebenprodukte und Lebensmittelab-
falle in den Anhang auf, wenn diese die folgenden Anforderungen erfiillen:

Art. 12 Abs. 1 und 1

' Das BLW bewilligt der landwirtschaftlichen Forschungsanstalt des Bundes und Ver-
suchsbetrieben auf Gesuch hin hohere Bestdnde als diejenigen nach Artikel 2, soweit
dies zur Durchfiihrung der Versuche erforderlich ist.
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Hochstbestandesverordnung «%ASFF_YYYY_ ID»

I'bis Die Versuchsbetriebe miissen eine stindige auf wissenschaftlichen Grundlagen
basierende Versuchstitigkeit nachweisen und dem BLW aufzeigen, wie die Versuchs-
ergebnisse zur Unterstiitzung der Schweizer Tierproduktion eingesetzt werden sollen.

II

Der Anhang erhélt die neue Fassung gemaéss Beilage.

I

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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Hochstbestandesverordnung

«%ASFF_YYYY_ ID»

Liste der Nebenprodukte und
Lebensmittelabfille nach Artikel 11

Anhang

(Art. 11 und 24 Abs. 2)

Bezeichnung Nebenprodukt der .... TS VES
(g/kg) (MJ/kg)

1. Nebenprodukte der Milchverarbeitung:

1.1  Buttermilch Butterherstellung 65 1,1

1.2 Buttermilch 20 % Butterherstellung 200 34

1.3 Buttermilch 30 % Butterherstellung 300 5,1

1.4 Kiseabfille Kaéseherstellung 700 17,5

1.5 Molke (=Schotte): Késeherstellung

1.5.1 Hartkése 60 0,9

1.5.2 Weichkise 53 0,8

1.5.3 Ziger 60 0,9

1.5.4 Schottekonzentrat:
- 12% 120 1,8
- 18% 180 2,6
- 25% 250 3,7

1.6 Permeat Proteingewinnung aus 40 0,6

Magermilch oder Molke

1.7  Spiilmilch Milchverarbeitung 80 1,6

2. Lebensmittelnebenprodukte, die nicht aus der Milchverarbeitung stammen, und

Lebensmittelabflle:

2.1  Weizenstirke fliissig 170 2,7

2.2 Nebenprodukt der 200 2,6
Tofu-Herstellung

2.3 Biertreber frisch 220 2.2

2.4  Gemiseabfille / 120 1,7
Gemiiseabfallsuppe

2.5 Teige 675 11.3

2.6  Brotabfille 770 13.4

2.7  Biskuitabfille und 940 17.8
Bickereinebenprodukte

2.8  Kartoffelabfille 150 1,9

2.9 Hefen 100 1,4

2.10 Getrankereste mit 100 1,7
Milchpermeat

TS = Trockensubstanz

VES = Verdauliche Energie Schwein
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o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung
iiber die Zulagen und die Datenerfassung im Milchbereich

(Milchpreisstiitzungsverordnung, MSV)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Milchpreisstiitzungsverordnung vom 25. Juni 2008! wird wie folgt gedndert:

Art. 3 Abs. 4 und 5
Aufgehoben

Art. 10 Abs. 2

2 Sie konnen die Milchmenge und deren Verwertung jahrlich, jeweils bis zum 10. No-
vember, melden, wenn wihrend eines Monats weniger als 2000 kg vermarktet wer-
den.

II

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprisidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi

I SR 916.350.2
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o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung
tiber den Eiermarkt

(Eierverordnung, EiV)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Eierverordnung vom 26. November 2003! wird wie folgt gedndert:

Art. 2 Einfuhr von Konsum- und Verarbeitungseiern

Fiir Eier von Hithnern «Gallus domesticus» werden Zollkontingentsanteile an den
Teilzollkontingenten Nr. 09.1 (Konsumeier) und Nr. 09.2 (Verarbeitungseier) in der
Reihenfolge der Annahme der Zollanmeldungen zugeteilt.

Art. 2a Einfuhr von Bruteiern und von Eiern, die nicht von Hithnern «Gallus
domesticus» stammen

Beim Teilzollkontingent Nr. 09.3 fiir Bruteier und fiir Eier, die nicht von Hiihnern
«Gallus domesticus» stammen, wird auf eine Regelung zur Verteilung verzichtet.

Art. 4 Marktverkehr

I Aus den ausldndischen Grenzzonen diirfen je Person und Markttag maximal 50 Ki-
logramm brutto Konsumeier fiir den Marktverkehr ohne Anrechnung an das zu ver-
teilende Teilzollkontingent zum Kontingentszollansatz (KZA) eingefiihrt werden.

2 Konsumeier aus den Freizonen sind nach dem Reglement vom 1. Dezember 19332
fiir die Einfuhr der Erzeugnisse der Freizonen in die Schweiz zollfrei und diirfen ohne
Anrechnung an das zu verteilende Teilzollkontingent eingeflihrt werden.

3 Das Bundesamt fiir Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) vollzieht diese Bestimmun-
gen.

1 SR 916.371
2 SR 0.631.256.934.953
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Eierverordnung «%ASFF_YYYY_ ID»

Art. 6 Abs. 2

2 Die Stempelung muss den Namen des Produktionslandes aufweisen, ausgeschrieben
oder in verstandlicher Form abgekiirzt in mindestens 2 mm hohen lateinischen Buch-
staben. Als Abkiirzung ist ausschliesslich der Alpha-2-Code geméss dem Landerver-
zeichnis fiir die Aussenhandelsstatistik im Gebrauchstarif3 zugelassen.

Art. 7 Abs. 3

3 Das Bundesamt fiir Landwirtschaft (BLW) entscheidet nach Anhdren der interes-
sierten Kreise liber die Beitragshohe, die Dauer der Aktion, die Mindesteingabemenge
fiir aufgeschlagene oder verbilligte Konsumeier und das Zuteilungsverfahren. Es
schreibt die Aktion auf seiner Website aus.

Art. 9 Vollzug

Das BLW vollzieht diese Verordnung, soweit damit nicht andere Behdrden betraut
sind.

11
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.
Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi

3 Abrufbar unter: www.bazg.admin.ch > Themen > Aussenhandelsstatistik
> Methoden / Metadaten > Metadaten > Handelspartner > Linderverzeichnis
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o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E\Fjgenossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung
uiber die Identitas AG und die Tierverkehrsdatenbank

(IdTVD-V)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Verordnung vom 3. November 20211 iiber die Identitas AG und die Tierverkehrs-
datenbank wird wie folgt geandert:

Art. 13 Abs. 1 Einleitungssatz sowie Abs. 3
Daten zu Tierhalterinnen und Tierhaltern, Tierhaltungen

I Tierhalterinnen und Tierhalter mit Tieren der Rindergattung, Biiffeln, Bisons, Tieren
der Schaf-, der Ziegen- und der Schweinegattung, Tierhalterinnen und Tierhalter mit
Hausgefliigel, deren Tierhaltung mehr als 250 Plétze fiir Zuchttiere, mehr als 1000
Plétze fiir Legehennen, eine Stallgrundfliche von mehr als 333 m?2 fiir Mastpoulets
oder von mehr als 200 m2 fiir Masttruten hat, sowie Schlachtbetriebe miissen folgende
Daten an die TVD {ibermitteln:

3 Zu tibermitteln sind zudem Anderungen der Daten nach den Absitzen 1 und 2. Diese
Anderungen sind innerhalb von drei Arbeitstagen zu iibermitteln.

Art. 24 Priifung der Daten

Die Identitas AG priift die Daten nach den Artikeln 13 und 16-21 auf ihre Vollstéan-
digkeit und Plausibilitit. Uber unvollstindige und nicht plausible Daten informiert sie
die Person, die die Daten tibermittelt hat, und rdumt ihr die Moglichkeit ein, die Daten
zu erginzen beziehungsweise zu korrigieren.

II

1 SR 916.404.1
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Verordnung iiber die Identitas AG und die Tierverkehrsdatenbank «%ASFF_YYYY_ ID»

Anhang 2 wird wie folgt gedndert:

Ziff. 4.5
4.5 Mahnung fiir fehlende Meldung nach Artikel 13 Absitze. 1-3 20.00

1
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprisidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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«$$QrCodex»

Schweizerische Eidgenossenschaft
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

«$$e-seal»

Verordnung
tiber Informationssysteme
im Bereich der Landwirtschaft 1

(ISLV)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat,

verordnet:

Die Verordnung vom 23. Oktober 2013 {iber Informationssysteme im Bereich der
Landwirtschaft wird wie folgt gedndert:

Art. 14 Abs. 1 Bst. d -f

I Das zentrale Informationssystem zum Néhrstoffmanagement (IS NSM) enthélt fol-
gende Daten:

d. Daten zur Menge der abgegebenen, weitergegebenen, zuriickgenommenen
oder im Auftrag ausgebrachten Produkte nach Buchstabe a mit den jeweiligen
Néhrstoffmengen;

e. Daten zu den Vorriten jedes Produktes nach Buchstabe a bei den Personen
nach Buchstabe ¢ mit den jeweiligen Nihrstoffmengen;

f.  aufgehoben

Art. 15 Abs. 2V

2vis Dje Unternehmen und Personen, die ein anderes Unternehmen oder eine andere
Person mit der Ausbringung von Nihrstoffen nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b
beauftragen, erfassen die Daten zur beauftragten Anwenderin oder zum beauftragten
Anwender.

1 SR 919.117.71
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ISLV «%ASFF_YYYY_ID»

Art. 16 Verkniipfung mit anderen Informationssystemen

Die Daten nach Artikel 14 Absatz 1 konnen zwischen dem IS NSM und AGIS, den
kantonalen Agrarinformationssystemen und dem Betriebs- und Unternehmensregister
nach der Verordnung vom 30. Juni 19932 iiber das Betriebs- und Unternechmensregis-
ter ausgetauscht werden. Fiir einen Datenaustausch mit weiteren Informationssyste-
men miissen die betroffenen Personen die Daten freigeben.

Art. 16a Abs. 1 Bst. fund g

I Das zentrale Informationssystem zur Verwendung von Pflanzenschutzmitteln
(IS PSM) enthilt folgende Daten:

f.  Daten zur Menge der abgegebenen, weitergegebenen, zuriickgenommenen
oder im Auftrag ausgebrachten Produkte mit den jeweiligen Wirkstoffen;

g. Daten zu den Vorriten jedes Produktes nach Buchstabe d bei den Personen
nach Buchstabe b mit den jeweiligen Wirkstoffen;

Art. 16b Abs. 3 und 9

3 Die Unternehmen und Personen, die ein anderes Unternehmen oder eine andere Per-
son mit der Ausbringung von Pflanzenschutzmitteln nach Artikel 16a Absatz 1 Buch-
stabe ¢ beauftragen, erfassen die Daten zur beauftragten Verwenderin oder zum be-
auftragten Verwender.

?Die zustéindige kantonale Behorde kann Daten nach Artikel 16a Absatz 1 Buchstaben
b, fund g zu einem Kalenderjahr bis Ende Mérz des Folgejahres erfassen, berichtigen
oder erginzen.

Art. 16c¢ Verkniipfung mit anderen Informationssystemen

Die Daten nach Artikel 16a Absatz 1 Buchstabe b konnen zwischen dem IS PSM und
AGIS, den kantonalen Agrarinformationssystemen und dem Betriebs- und Unterneh-
mensregister nach der Verordnung vom 30. Juni 19933 iiber das Betriebs- und Unter-
nehmensregister ausgetauscht werden. Fiir einen Datenaustausch mit weiteren Infor-
mationssystemen miissen die betroffenen Personen die Daten freigeben.

II

Die Anhdnge 2, 3a und 3b werden gemaéss Beilage gedndert.

I

Die Anderung anderer Erlasse wird im Anhang geregelt.

2 SR 431.903
3 SR 431.903
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v

I Diese Verordnung tritt unter Vorbehalt von Absatz 2 am 1. Januar 2025 in Kraft.

2 Die Authebung von Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe f tritt am 1. Januar 2027 in
Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundespriasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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Anhang 2
(Art. 6 Bst. d-f, 27 Abs. 5)

Kontrolldaten

Ziff. 1 Titel

1 Kontrollgrunddaten im Geltungsbereich der VKKL# und in
den Kontrollbereichen nach Art. 10 der Verordnung vom 27.
Mai 2020 iiber den mehrjihrigen nationalen Kontrollplan fiir

die Lebensmittelkette und die Gebrauchsgegenstinde
(MNKPV)s5

Ziff. 2 Titel

2 Kontrollergebnisse im Geltungsbereich der VKKL und in
den Kontrollbereichen nach Art. 10 MNKPV

Ziff. 3.3

3.3 Betrifft nur den franzosischen und italienischen Text.

4 SR 910.15
5 SR 817.032
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Anhang 3a
(Art. 14 Abs. 2)

Daten zum IS NSM

Ziff 5.6

5.6 Vorrite zu néhrstoffhaltigen Produkten

Anhang 3b
(Art. 16a Abs. 2)
Daten zum IS PSM

Ziff. 4.6

4.6 Vorrite zu Pflanzenschutzmitteln und behandeltem Saatgut

Anhang
(Ziff. 1II)

Anderung anderer Erlasse

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt geéndert:
1. Futtermittel-Verordnung vom 26. Oktober 2011°¢

Art. 47a Abs. 2P

2bis Werden Kraftfutter direkt aus dem Ausland eingefiihrt, so iibertriigt sich die Mit-
teilungspflicht auf die Abnehmerin oder den Abnehmer.

2. Diingerverordnung vom 1. November 2023 7

Art. 29 Abs. 17
Ivis Werden Diinger direkt aus dem Ausland eingefiihrt, so iibertriigt sich die Mittei-
lungspflicht auf die Abnehmerin oder den Abnehmer.

6 SR 916.161
7 AS2023..;SR...
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izeri i «$3QrCode»
Schvv[elzlerls.che El.dgenossenschaft «$$e_seal» Q
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Verordnung
iiber die Beurteilung der Nachhaltigkeit in der
Landwirtschaft

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

I

Die Verordnung vom 7. Dezember 1998! {iber die Beurteilung der Nachhaltigkeit in
der Landwirtschaft wird wie folgt gedndert:

Ersatz eines Ausdrucks

Im ganzen Erlass wird «Bundesamty ersetzt durch « BLW».

Ingress

gestiitzt auf die Artikel 6a Absatz 2, 6b Absatz 3 und 185 Absitze 2 und 3 des
Landwirtschaftsgesetzes vom 29. April 19982 (LwG),

Art. 1 Abs. 1 Bstd
I Diese Verordnung regelt:

d. die Lieferung von Daten fiir die zentrale Auswertung von Buchhaltungsdaten
und die Verwendung der Daten.

Art. 2 Abs. 1 Bst. b und 2 Einleitungssatz
I Untersucht werden:
b. représentative Betriebe;

2 Das Bundesamt fiir Landwirtschaft (BLW) stiitzt sich dafiir auf die folgenden
Grundlagen:

I SR919.118
2 SR910.1
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Verordnung iiber die Beurteilung der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft AS 20--

Art. 4 Untersuchung repréasentativer Betriebe fiir die zentrale Auswertung
von Buchhaltungsdaten

I Das BLW verwendet fiir die Untersuchung der reprasentativen Betriebe die Daten
aus der zentralen Auswertung von Buchhaltungs- und umweltrelevanten Daten land-
wirtschaftlicher Betriebe nach Ziffer 154 des Anhangs der Statistikerhebungsverord-
nung vom 30. Juni 19933,

2 Dazu nimmt es eine Gegeniiberstellung des biuerlichen Arbeitsverdienstes und des
Vergleichseinkommens vor und analysiert die Entwicklung und Streuung der
Produktivitéts- und Rentabilitdtsindikatoren der landwirtschaftlichen Betriebe.

Art. 7a und 7b einfiigen vor dem Gliederungstitel des 3. Abschnitts

Art. 7a Pflicht zur Lieferung von einzelbetrieblichen Buchhaltungsdaten fiir
die zentrale Auswertung

! Die Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter der ausgewihlten reprisentativen Be-
triebe sind zur Ablieferung von einzelbetrieblichen Buchhaltungsdaten verpflichtet.

2 Sie werden fiir die Ablieferung auswertbarer Daten entschédigt.

Art. 7b Verkniipfung und Weitergabe der einzelbetrieblichen Buchhaltungsdaten

Das BLW informiert die Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter der ausgewahlten
reprasentativen Betriebe vor der Ablieferung der Daten dariiber, dass die einzelbe-
trieblichen Buchhaltungsdaten:

a. mit Daten aus Informationssystemen des Bundes verkniipft werden konnen;

b. pseudonymisiert fiir Studien und zu Forschungs- und Ausbildungszwecken
weitergegeben werden diirfen an:

1. Hochschulen und Forschungsinstitutionen,
2. Dritte, sofern diese im Auftrag des Bundes handeln.

II

Die Anderung eines anderen Erlasses wird im Anhang geregelt.

I

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.

3 SR 431.012.1



Verordnung iiber die Beurteilung der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundespréasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi



Verordnung iiber die Beurteilung der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft AS 20--

Anhang
(Ziff. 1)

Anderung eines anderen Erlasses

Der Anhang der Statistikerhebungsverordnung vom 30. Juni 19934 wird wie folgt ge-
andert:

Ziff. 154

154. Zentrale Auswertung von Buchhaltungs- und umweltrelevanten
Daten landwirtschaftlicher Betriebe

Erhebungsorgan: Bundesamt fiir Landwirtschaft
(Agroscope)
Erhebungsgegenstand: Buchhaltungsergebnisse, Daten filir

die Berechnung von agrardkologi-
schen Indikatoren und
Zusatzinformationen von Landwirt-
schaftsbetrieben

Art der Erhebung und Erhebungsmethode: Zufallsstichprobe (Stichprobe Ein-
kommenssituation), Teilerhebung
(Stichproben Betriebsfiihrung und
agrookologische Indikatoren nach
Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung
vom 7. Dezember 1998 {iber die Be-
urteilung der Nachhaltigkeit in der
Landwirtschaft (SR 97/9.118)

Befragte: Landwirtschaftsbetriebe
Auskunftspflicht: Obligatorisch

Zeitpunkt der Durchfiihrung: —

Periodizitit: Jahrlich

Mitwirkende bei der Durchfiihrung:

4 SR 431.012.1

Landwirtschaftliche Treuhandstellen,
Treuhandverband Landwirtschaft
Schweiz treuland, Rekrutierungsstelle



Verordnung iiber die Beurteilung der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft

Besondere Bestimmungen:

Gemass Artikel 185 Absétze 1bis und
3bis des Landwirtschaftsgesetzes vom
29. April 1998 (SR 910.1) und der
Verordnung vom 7. Dezember 1998
iiber die Beurteilung der Nachhaltig-
keit in der Landwirtschaft

(SR 919.118)

Vertrag zur Ubermittlung Skonomi-
scher und 6kologischer Daten von
Landwirtschaftsbetrieben an die
Zentrale Auswertung (ZA).

Zustimmungserkldrung zur Erhebung
und Verkniipfung von Daten fiir die
zentrale Auswertung von Buchhal-
tungen bzw. agrookologischen Indi-
katoren (Voraussetzung fiir Datenlie-
ferung)



izeri i «$3QrCode»
Schvvleu,erls.che El.dgenossenschaft «$$e-seal» Q
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Verordnung
uiber die Beitrage zur Verbilligung der Pramien von
Ernteversicherungen (VPEYV)

vom ...

Der Schweizerische Bundesrat,

gestiitzt auf die Artikel 86H Absatz 4 und 177 des Landwirtschaftsgesetzes vom
29. April 1998! (LwG),

verordnet:

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Gegenstand

Diese Verordnung regelt die Voraussetzungen und das Verfahren fiir die Gewédhrung
von Bundesbeitrigen zur Verbilligung der Pramien von Ernteversicherungen (Bei-
trage).

Art. 2 Umfang und Hohe des Beitrags

' Der Beitrag wird im Rahmen der bewilligten Kredite fiir denjenigen Teil einer Ern-
teversicherung gewéhrt, der die Ertrdge der Kulturen gegen die Risiken Trockenheit
und Frost absichert.

2 Er entspricht hochstens 30 Prozent der in der Versicherungspolice festgelegten jéhr-
lichen Versicherungspramie fiir die Versicherung von Ertragsausfillen infolge von
Trockenheit und Frost.

'SR 910.1
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Verordnung iiber die Beitrdge zur Verbilligung der Pramien von Ernteversicherungen
«%ASFF_YYYY_ID»

2. Abschnitt: Anforderungen

Art. 3 Anforderungen an die Bewirtschafterin oder den Bewirtschafter

Der Beitrag wird gewihrt, wenn die Bewirtschafterin oder der Bewirtschafter im Jahr,
das dem Beitragsjahr vorausgeht, die Voraussetzungen nach den Artikeln 3—7 und 10—
34 der Direktzahlungsverordnung vom 23. Oktober 20132 erfiillt hat.

Art. 4 Anforderungen an die Ernteversicherung
'Der Beitrag wird gewidhrt, wenn die Ernteversicherung:

a. von einem Versicherer angeboten wird, der liber eine Bewilligung der Eidge-
nossischen Finanzmarktaufsicht fiir den Versicherungszweig B9 «Sonstige
Sachschdden» nach Anhang 1 der Aufsichtsverordnung vom 9. November
20053 verfiigt und

b. landesweit angeboten wird.

’ Die Ernteversicherung muss einen Selbstbehalt von mindestens 15 Prozent der Ver-
sicherungssumme vorsehen.

3. Abschnitt: Verfahren

Art. 5 Gesuch des Versicherers und Vertrag

'Ein Versicherer, der eine Ernteversicherung anbieten will, fiir die der Beitrag ge-
wéhrt werden soll, muss bis zum 31. August des Jahres vor dem Beitragsjahr beim
BLW ein Zulassungsgesuch einreichen. Er muss im Gesuch bestétigen, dass sein An-
gebot die Anforderungen nach Artikel 4 erfiillt.

*Das BLW priift das Gesuch innert 20 Tagen nach dessen Eingang und entscheidet
iiber die Zulassung. Es veroffentlicht die Liste der zugelassenen Versicherer auf seiner
Website.

*Nach Priifung des Gesuches schliesst das BLW mit dem Versicherer einen Vertrag
ab, der mindestens Folgendes regelt:

a. Aufbewahrungspflicht fiir alle Aufzeichnungen und Unterlagen,;
b. Vorlage der aktuarischen Nachweise;

c. Inhalt und Periodizitdt der Berichterstattung;

d. Kontrollen durch das BLW;

e. Datenschutz.

* Fiir eine Verldngerung der Zulassung muss der Versicherer jahrlich bestitigen, dass
sein Versicherungsangebot die Anforderungen nach Artikel 4 weiterhin erfiillt. Er

2SR 910.13
3 SR 961.011
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muss das Gesuch um Verlangerung der Zulassung jeweils bis zum 31. August beim
BLW einreichen.

Art. 6 Liste der Betriebe von Bewirtschafterinnen und Bewirtschaftern mit
Anspruch auf Verbilligung

" Das BLW stellt den zugelassenen Versicherern bis zum 31. Dezember des Jahres vor
dem Beitragsjahr eine Liste der Betriebsnummern aller Landwirtschaftsbetriebe zur
Verfligung, deren Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter die Anforderungen nach
Artikel 3 erfiillen. Als Betriebsnummer wird die Identifikationsnummer des Betriebs-
und Unternehmensregisters (BUR-Nummer) nach dem Bundesstatistikgesetz vom
9. Oktober 1992 verwendet.

2 Die Liste mit BUR-Nummern dient den Versicherern dazu, zu priifen, ob eine Be-
wirtschafterin oder ein Bewirtschafter direktzahlungsberechtigt ist und somit An-
spruch auf eine Verbilligung der Pridmien hat.

Art. 7 Gesuchsverfahren und Versicherungsabschluss

' Der Versicherer stellt der Bewirtschafterin oder dem Bewirtschafter ein Antragsfor-
mular fiir den Abschluss einer gemaéss Artikel 4 zugelassenen Ernteversicherung zur
Verfiigung.

2 Die Bewirtschafterin oder der Bewirtschafter reicht das unterschriebene Antragsfor-
mular beim Versicherer ein. Die Bewirtschafterin oder der Bewirtschafter bestitigt,
dass sie oder er die Anforderungen nach Artikel 3 erfiillt, und gibt die BUR-Nummer
an. Die Einreichung des Antragsformulars gilt als Gesuch um Pramienverbilligung.

3 Vor dem Abschluss der Versicherungspolice kontrolliert der Versicherer, ob der Be-
trieb in der Liste nach Artikel 6 aufgenommen ist.

4 Die Versicherungspolice muss mindestens die folgenden Angaben enthalten:
a. die Angaben, die zur Identifizierung des Versicherers erforderlich sind;

die Angaben, die erforderlich sind zur Identifizierung:

1. der versicherten Bewirtschafterin oder des versicherten Bewirtschafters,
insbesondere Unternehmens-Identifikationsnummer UID, Name und
Vorname, Telefonnummer und E-Mail-Adresse,

2. des landwirtschaftlichen Betriebs, insbesondere BUR-Nummer und
Standort des Betriebs einschliesslich Strasse, Postleitzahl, Ort;
c. das Anfangs- und das Enddatum der Police;
d. fiirden Teil der Versicherung, flir den eine Prdmienverbilligung gewihrt wird,
und fiir jede Kulturart:
1. die jeweilige Nutzfliche,
2. die Versicherungssumme pro Hektare,
3. die Gesamtversicherungssumme,
4. der Selbstbehalt in Bezug auf die Versicherungssumme,
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5. die Hohe der Versicherungspramie,
6. die Hohe der gewdhrten Pramienverbilligung;

e. die Summe der Pramien des betroffenen Betriebs fiir den Teil der Versiche-
rung, flir den eine Primienverbilligung gewahrt wird;

f.  die Summe der insgesamt dem betroffenen Betrieb gewéhrten Primienverbil-
ligung;

g. die Zustimmung der Bewirtschafterin oder des Bewirtschafters zur Ubermitt-
lung der Versicherungsdaten an das BLW.

Art. 8 Rechnungsstellung an das BLW

' Der Versicherer stellt die von ihm im Rahmen seiner Ernteversicherungen im lau-
fenden Beitragsjahr gewihrten Pridmienverbilligungen dem BLW einmal jdhrlich bis
zum 30. Juni in Rechnung.

’ Die Rechnung muss folgende Angaben enthalten:

a. Liste aller Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter, die im Beitragsjahr eine
Pramienverbilligung erhalten haben;

b. fiir jede Bewirtschafterin und jeden Bewirtschafter:
1. die Angaben nach Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b,

2. fiir den Teil der Versicherung, fiir den eine Pramienverbilligung gewéhrt
wird, und fiir jede Kulturart die jeweiligen Nutzflichen und die Hohe der
gewahrten Pradmienverbilligung,

3. die Pramie flr den Teil der Versicherung, fiir den eine Pramienverbilli-
gung gewihrt wird,

4. die Hohe der insgesamt gewéhrten Pramienverbilligung.

Art. 9 Auszahlung der Beitrdge an den Versicherer

Das BLW zahlt dem Versicherer im Rahmen der bewilligten Kredite die Beitriage wie
folgt aus:

a. bis zum 31. August des Beitragsjahres: 75 Prozent der Beitrdge in Form einer
Akontozahlung;

b. bis zum 30. November des Beitragsjahres: den Restbetrag.

4. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Art. 10 Vollzug
Das BLW vollzieht diese Verordnung.
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Art. 11 Ubergangsbestimmungen

' Ein Versicherer, der eine Ernteversicherung fiir das Jahr 2025 anbieten will, fiir die
ein Beitrag gewéhrt werden soll, muss bis zum 31. Januar 2025 beim BLW ein Zulas-
sungsgesuch nach Artikel 5 einreichen.

2Das BLW stellt den fiir das Jahr 2025 zugelassenen Versicherern bis zum 28. Feb-
ruar 2025 eine Liste nach Artikel 6 zur Verfiigung.

Art. 12 Inkrafttreten und Geltungsdauer

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezem-
ber 2032.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprisidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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Verordnung

uiber die Forderung von Kompetenz- und
Innovationsnetzwerken fiir die Land- und
Ernahrungswirtschaft

(FKINV)

vom ...

Der Schweizerische Bundesrat,
gestiitzt auf Artikel 177 des Landwirtschaftsgesetzes vom 29. April 1998! (LwG),

verordnet:

Art. 1

Voraussetzungen fiir die Gewédhrung von Finanzhilfen

! Finanzhilfen kénnen gewihrt werden fiir den Aufbau und den Betrieb von Kompe-
tenz- und Innovationsnetzwerken, die folgende Voraussetzungen erfiillen:

a.

Sie sind in den Bereichen Pflanzenziichtung, Tierzucht oder Tiergesundheit
tatig.

Sie sind darauf ausgerichtet, den Austausch von Wissen und Innovationen in
der Land- und Erndhrungswirtschaft zu férdern durch:

1. die Vernetzung der Akteure der Land- und Erndhrungswirtschaft mit
Einrichtung der Forschung, der Bildung und der Beratung, und

2. die Umsetzung von Wissen und Technologien.
Sie erzeugen Wirkung von gesamtschweizerischer Bedeutung;
Sie haben ihren Sitz in der Schweiz.

Sie sind Organisationen mit Rechtspersonlichkeit, die mit Forschungseinrich-
tungen und der Wirtschaft auf einer nicht gewinnorientierten Basis systema-
tisch zusammenarbeiten.

2 Sind die Kompetenz- und Innovationsnetzwerke im Aufbau und verfiigen noch tiber
keine Rechtspersonlichkeit geméss Absatz 1 Buchstabe e, konnen Beitrige ausgerich-
tet werden, wenn:

I SR 910.1
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a. die Gesuchstellenden verantwortlich fiir die Umsetzung des Aufbaus sind.
b. die Gesuchstellenden, sofern mehrere Akteure und Akteurinnen gemeinsam
ein Gesuch stellen,

(1) eine schriftliche Vereinbarung vorweisen, welche bestétigt, dass sie
den gemeinsamen Aufbau des Kompetenz- und Innovationsnetzwerks
beabsichtigen, und

(2) in der Vereinbarung festhalten, welcher oder welche Gesuchsteller
oder Gesuchstellerin die Finanzhilfe zweckgebunden erhalten soll.

Art. 2 Grundsatz fiir die Gewdhrung der Finanzhilfe

Finanzhilfen werden im Rahmen der bewilligten Kredite gewéhrt. Es besteht kein An-
spruch auf Finanzhilfen.

Art. 3 Hohe und Dauer der Finanzhilfe

! Die Finanzhilfe betrdgt hochstens 80 Prozent der anrechenbaren und vom BLW an-
erkannten Kosten fiir den Aufbau und Betrieb.

2 Es besteht kein Anspruch auf den Hochstsatz.

3 Anrechenbar sind insbesondere folgende Kosten, die im Rahmen der Unterstiitzung
tatsdchlich entstehen und fiir den zweckmaissigen Aufbau und Betrieb erforderlich
sind:

a. die Personalkosten

b. die Sachkosten

c. die Mietkosten fiir benotigte Rdume

d. die Kosten fiir technische Infrastruktur.

4Nicht anrechenbar sind insbesondere:
a. die Kosten fiir den Bau oder Erwerb von Raumlichkeiten

b. Eigenleistungen von iiberwiegend vom Bund subventionierten Organisatio-
nen.

> Die Finanzhilfe wird jdhrlich zugesprochen.

Art. 4 Gesuchseinreichung

' Das Gesuch um Finanzhilfen ist beim Bundesamt fiir Landwirtschaft (BLW) einzu-
reichen.

2 Das BLW publiziert die verbindlichen Fristen und Formulare sowie relevante Infor-
mationen zur Gesuchseinreichung.
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Art. 5 Priifung des Gesuchs und Entscheid {iber die Finanzhilfe

' Das BLW priift die Gesuche. Die Gesuche werden namentlich aufgrund der folgen-
den Kriterien beurteilt:

a. der eingereichten Gesuchsunterlagen;
b. Kosteneffizienz und Wirtschaftlichkeit;
c. Konzeption, Umsetzung und Wirkungskontrolle der Leistungen,;
d. Beitrag an die Umsetzung bestehender Strategien des Bundes;
e. in den vorangegangen Beitragsperioden erreichte Ergebnisse.
2Der Hochstsatz von 80% geméss Art. 3 Abs. 1 kann nur gewéhrt werden, wenn samt-
liche Kriterien grosstmdglich erfiillt werden. Das BLW ist berechtigt, den Hochstsatz
je nach Beurteilungsergebnis zu kiirzen.

3 Das BLW kann fiir die Priifung der Gesuche weitere Bundesimter oder externe Ex-
pertinnen und Experten beiziehen.

4 Genehmigt das BLW das Gesuch, so schliesst es mit der Gesuchstellerin oder dem
Gesuchsteller einen Vertrag ab. Dieser regelt insbesondere die Hohe der Finanzhilfe
und die jdhrliche Berichterstattung.

> Das BLW kann die Leistung der Finanzhilfe an Bedingungen kniipfen, insbesondere
an:

a. die Ausarbeitung eines Evaluationskonzepts

b. die Zusammenarbeit mit anderen Kompetenz- und Innovationsnetzwerken

c. Massnahmen zur Bekanntmachung von Tétigkeiten, die mit Finanzhilfen
unterstiitzt wurden

Art. 6 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprasidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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Verordnung
uiber den zivilen Ersatzdienst
(Zivildienstverordnung, ZDV)

Anderung vom ...

Der Schweizerische Bundesrat

verordnet:

Die Verordnung vom 11. September 1996! {iber den zivilen Ersatzdienst wird wie
folgt geéndert:

Art. 5 Abs. 1

I Landwirtschaftliche Betriebe konnen als Einsatzbetriebe anerkannt werden, wenn
die Bewirtschafterin oder der Bewirtschafter Direktzahlungen nach Artikel 43, 44,
47 oder 55 der Direktzahlungsverordnung vom 23. Oktober 20132 (DZV) oder
Beitrdge der Kantone nach Artikel 78 DZV erhilt.

Art. 6 Abs. 1 Bst. a Ziff. 5 und Bst. ¢
! Das ZIVI setzt zivildienstpflichtige Personen ein:

a. in landwirtschaftlichen Betrieben im Rahmen von Projekten oder Program-
men:

5. zur Durchfiihrung von Projekten fiir die regionale Biodiversitit und Land-
schaftsqualitdt nach Artikel 78 DZV;

c. Aufgehoben
Art. 7 Abs. 1 Bst. a

I SR 824.01
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I'In der landwirtschaftlichen Produktion ist die Mitarbeit von zivildienstleistenden
Personen zulédssig:

a. Aufgehoben

Art. 118b Ubergangsbestimmung zur Anderung vom ...

I Landwirtschaftliche Betriebe, deren Bewirtschafterin oder Bewirtschafter Beitrdge
der Kantone nach den Artikeln 63 und 64 DZV3 des bisherigen Rechts erhélt, konnen
noch wihrend zwei Jahren nach dem Inkrafttreten der Anderung vom ... als Einsatz-
betriebe nach Artikel 5 Absatz 1 anerkannt werden.

2 Zivildienstpflichtige Personen konnen noch wéhrend zwei Jahren nach dem Inkraft-
treten der Anderung vom ... nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer 5 des bishe-
rigen Rechts eingesetzt werden.

Anhang I Punkt 2 Bst. a

a. Betriebe ohne Gemeinschaftsweide- und S6mmerungsbetriebe
I

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprisidentin: Viola Amherd
Der Bundeskanzler: Viktor Rossi
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Verordnung des WBF
tiber die biologische Landwirtschaft

Anderung vom ...

Das Eidgendssische Departement fiir Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF)

verordnet:

I

Die Verordnung des WBF vom 22. September 1997! {iber die biologische Landwirt-
schaft wird wie folgt gedndert:

Art. 3 Abs. 2 Bst. b

2 Zur Berechnung fiir die Zwecke von Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b der Bio-Ver-
ordnung werden:

b. Zubereitungen und Stoffe nach Absatz 1 Buchstaben b, d und e und Stoffe
nach Anhang 3 Teil A, die in der Spalte fiir den Zusatzstoff-Code nicht mit
einem Sternchen gekennzeichnet sind, nicht zu den Zutaten landwirtschaftli-
chen Ursprungs gerechnet.

Art.4a"s Abs. 2
2 Die Anforderungen an die Auslaufflachen sind in Anhang 6 festgelegt.

Art. 4c Reinigungs- und Desinfektionsmittel

! Die Stoffe nach Anhang 8 Ziffer 1 und die Produkte nach Anhang 8 Ziffer 2 sind in
der biologischen Nutztierhaltung zugelassen.

2 Die Stoffe nach Anhang 8 Ziffer 3 diirfen nicht als Biozidprodukte verwendet wer-
den.

Art.8 Abs. 2

2Zur Erneuerung des Bestands konnen jahrlich 20 Prozent der Koniginnen und
Schwirme, die dieser Verordnung nicht entsprechen, der biologischen Einheit zuge-
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setzt werden, sofern die Koniginnen und Schwérme in den Bienenstocken auf Waben
oder Wachsboden aus biologischen Einheiten gesetzt werden. In diesen Féllen gilt der
Umstellungszeitraum nicht.

Art. 13 Abs. 1 Bst. b
! Die Krankheitsvorsorge in der Bienenhaltung beruht auf folgenden Grundsétzen:

b. Es miissen geeignete Vorkehrungen zur Erhohung der Krankheitsresistenz
und Infektionsprophylaxe getroffen werden, z. B. regelméssige Verjiingung
der Volker, systematische Inspektion der Bienenstocke, um gesundheitliche
Anomalien zu ermitteln, Kontrolle der ménnlichen Brut, regelméssige Desin-
fektion des Materials und der Ausriistung mit fiir die Bioimkerei geméss An-
hang 8 Ziffer 1 zugelassenen Stoffen, unschéadliche Beseitigung verseuchten
Materials und verseuchter Quellen, regelmédssige Erneuerung des Wachses
und ausreichende Versorgung der Bienenstocke mit Pollen und Honig.

Art. 16 Abs. 7

7Zur Sauberung und Desinfizierung von Materialien, Gebduden, Einrichtungen,
Werkzeug und Erzeugnissen, die in der Bienenzucht verwendet werden, sind nur die
in Anhang 8 Ziffer 1 genannten Stoffe zuléssig.

2a. Abschnitt: Bestimmungen fiir die Aquakultur

Art. 16a

Bei der Produktion von unverarbeiteten Aquakulturerzeugnissen und von Wildalgen
miissen die Vorgaben nach Anhang II Teil III der Verordnung (EU) 2018/8482 einge-
halten werden.

Gliederungstitel nach Art. 16a
2b. Abschnitt: Kontrollbescheinigung fiir Einfuhren

Art. 16a"
Bisheriger Art. 16a

Art. 16h Bst. g
Jede Eintragung muss mindestens folgende Angaben enthalten:

2 Verordnung (EU) 2018/848 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai
2018 tiber die 6kologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von 6kologi-
schen/biologischen Erzeugnissen sowie zur Authebung der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 des Rates, ABL. L 150 vom 14.6.2018, S. 1; zuletzt gedndert durch Delegierte
Verordnung (EU) 2023/207, ABI. L 29 vom 1.2.2023, S. 6.
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g. die gewichtsmissig verfiigbare Menge fiir Saatgut und die zahlenméssig ver-
fiigbare Menge fiir Vermehrungsmaterial;

Art. 161
Aufgehoben

Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom 31. Oktober 2012 Abs. 8
8 Die Frist nach Absatz 7 wird bis zum 31. Dezember 2030 verldngert.

Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom 2. November 20223 Abs. 3

3 Die Fristen nach Absatz 2 werden bis zum 31. Dezember 2025 verléngert.

II

' Die Anhiinge 1, 3 und 8 werden gemiss Beilage gedndert.

2 Die Anhinge 3b, 5 und 6 erhalten eine neue Fassung gemiss Beilage.

11

Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom ...

I Bis zum 31. Dezember 2029 gelten die Anforderungen an die Gesamtflache fiir
Tiere der Schweinegattung nach Anhang 6 Ziffer 2 nach bisherigem Recht.

2 Am 31. Dezember 2024 vorhandene Bestidnde an verarbeiteten Aquakulturerzeug-
nissen und Algen, die nach bisherigem Recht hergestellt wurden, diirfen noch bis zu
ihrer Erschopfung abgegeben werden.

3 Futtermittel fiir Heimtiere konnen bis zum 31. Dezember 2024 nach bisherigem
Recht hergestellt und gekennzeichnet werden. Am 31. Dezember 2024 vorhandene
Bestédnde diirfen noch bis zu ihrer Erschopfung abgegeben werden.

v

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Eidgendssisches Departement fiir
Wirtschaft, Bildung und Forschung:

3 AS2022...
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Guy Parmelin
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Anhang 1
(Art. 1 und 16 Abs. 5)

Zugelassene Pflanzenschutzmittel und Verwendungsvorschriften

Ziff 1

1. Pflanzliche und tierische Substanzen

Bezeichnung Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung,
Verwendungsvorschriften

Folgenden Eintrag in alphabetischer Reihenfolge einfiigen:

wiasseriges Extrakt aus gekeimten Samenkkor-
nern der Siisslupine Lupinus albus

Ziff. 3

3. Weitere Substanzen und Massnahmen

Bezeichnung Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung,
Verwendungsvorschriften

Folgende Eintrdge in alphabetischer Reihenfolge einfiigen:
Magnesiumhydrogenmetasilicat

Silicatmineral

(Talkum E553b)

Eisenpyrophosphat

Der Eintrag «Hilfsmittel zur Effizienzsteigerung wie
Kiefernharzole und Paraffindley erhdlt die folgende neue Fassung:
Hilfsmittel zur Effizienzsteigerung wie

Kiefernharzole und Paraffindle
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Anhang 2
(Art. 2)
Zugelassene Diinger, Priaparate und Substrate
Ziff. 2.2
Bezeichnung Beschreibung; Anforderungen an die Zusammensetzung;

Verwendungsvorschriften

2.2. Erzeugnisse organischen oder organisch-mineralischen Ursprungs

Der Eintrag «Kompost oder Gdrgut aus Haushaltsabfdllen» erhdlt folgende neue Fas-
sung:

Kompost oder Gérgut aus Bioabfillen = Mittels Kompostierung oder bei der Verga-
rung unter Luftabschluss in der Biogaspro-
duktion entstanden. Nur pflanzliche und
tierische Abfille. Aus geschlossenen und
iiberwachten Sammelsystemen.

Hochstgehalt der Trockenmasse in mg/kg:
Cadmium: 0,7; Kupfer: 70; Nickel: 25;
Blei: 45; Zink: 200; Quecksilber: 0,4;
Chrom (insgesamt): 70; Chrom (VI): 0**
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Anhang 3
(Art. 3)
Erzeugnisse und Stoffe zur Herstellung
von verarbeiteten Lebensmitteln
Teil A
Teil A:
Zulassige Lebensmittelzusatzstoffe, einschliesslich Triger
Code Bezeichnung Anwendungsbedingungen fiir die Aufbereitung von Lebensmitteln
pflanzlichen Ursprungs tierischen Ursprungs
Einfiigen nach dem Eintrag «Schwefeldioxid (E220)x»:
E 223 Natriummetabisulfit nicht zuldssig nur fiir Krebstiere zuléssig

Die Eintrdge «Ascorbinsdure (E300)», «Lecithin (E322*)» und «Natriumlactat (E325)» erhal-
ten die folgenden neuen Fassungen:

E 300 Ascorbinsédure zuldssig nur fiir Fleischerzeugnisse
und Fleischzubereitungen zu-
lassig

E 322*  Lecithin zuldssig Zuléssig

nur aus biologischer Pro- nur aus biologischer Produk-
duktion tion

E 325 Natriumlactat zuldssig nur fiir Erzeugnisse auf

Milchbasis und Fleischer-
zeugnisse zuldssig

Einfiigen nach dem Eintrag «Kaliumtartrat (E336)»:
E 337 Natrium-Kaliumtartrat zuldssig nicht zuldssig

Der Eintrag «Pektin (E 440 (1)*)» erhdlt die folgende neue Fassung:

E 440(1)* Pektin zuldssig nur fiir Erzeugnisse auf
Milchbasis zuléssig

Einfiigen nach dem Eintrag «Pektin (E 440 (1)*)».
E 460 Cellulose nicht zuldssig nur fiir Gelatine zuléssig

7/15



Verordnung des WBF iiber die biologische Landwirtschaft «%ASFF YYYY ID»

Code Bezeichnung Anwendungsbedingungen fiir die Aufbereitung von Lebensmitteln
pflanzlichen Ursprungs tierischen Ursprungs
E 551 Siliciumdioxid nur fiir getrocknete KrauterNur fiir Aromastoffe und Pro-

und Gewlirze in Pulver-  polis zuléssig
form sowie Aromastoffe
zulédssig

Teil B Ziff. 1

Teil B:

Verarbeitungshilfsstoffe und sonstige Erzeugnisse, die bei

der Verarbeitung biologisch produzierter Zutaten landwirtschaftlichen
Ursprungs verwendet werden diirfen

1. Direkt eingesetzte Verarbeitungshilfsstoffe und sonstige Erzeugnisse,
die bei der Verarbeitung biologisch produzierter Zutaten
landwirtschaftlichen Ursprungs verwendet werden diirfen

Bezeichnung Anwendungsbedingungen fiir die Aufbereitung von Lebensmitteln

pflanzlichen Ursprungs tierischen Ursprungs

Der Eintrag «Bentonit» erhdlt die folgende neue Fassung:

Bentonit zuldssig nur als Verdickungsmittel fiir
Met zuléssig

Teil C

Teil C:
Nicht biologische Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs

Zutat Besondere Bedingungen und Einschrankungen

Der Eintrag « Algeny wird gestrichen.
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Verordnung des WBF iiber die biologische Landwirtschaft «%ASFF YYYY ID»

Anhang 3b
(Art. 3¢)

Erlasse der Européiischen Union betreffend
biologische Landwirtschaft

1. Massgebend ist die folgende Fassung der Verordnung (EU) 2018/848:

Verordnung (EU) 2018/848 des Europiischen Parlaments und des Rates
vom 30. Mai 2018 tiiber die okologische/biologische Produktion und die
Kennzeichnung von okologischen/biologischen Erzeugnissen sowie zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates, ABIL. L 150 vom
14.6.2018, S. 1; zuletzt gedndert durch Delegierte Verordnung (EU)
2023/207, ABI. L 29 vom 1.2.2023, S. 6.

2. Fiir die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013, auf die in der Verordnung (EU)
2018/848 verwiesen wird, ist die folgende Fassung massgebend:

Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 17. Dezember 2013 {iber eine gemeinsame Marktorganisation
fiir landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Authebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr.
1234/2007 des Rates, ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 671; zuletzt gedndert
durch Verordnung (EU) 2021/2117, ABI. L 435 vom 6.12.2021, S. 262.

3. Anstelle der Verordnung (EG) Nr. 606/2009 und der Verordnung (EG) Nr.
1234/2007, auf die in der Verordnung (EU) 2018/848 verwiesen wird,
gelten die folgenden Verordnungen:

Verordnung (EG) Nr. 606/2009 Delegierte Verordnung (EU)
2019/9344

Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 Verordnung (EU) Nr. 1308/201353

4 Delegierte Verordnung (EU) 2019/934 der Kommission vom 12. Mérz 2019 zur
Ergénzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europidischen Parlaments
und des Rates hinsichtlich der Anbauflidchen, auf denen der Alkoholgehalt der
Weine erhoht werden darf, der zugelassenen dnologischen Verfahren und der
Einschrinkungen fiir die Erzeugung und Haltbarmachung von Weinbauerzeug-
nissen, des Mindestalkoholgehalts von Nebenerzeugnissen und deren Beseiti-

ung sowie der Verdffentlichung von OIV-Dossiers, ABL. L 149 vom 7.6.2019,
. 1; zuletzt gedndert durch Delegierte Verordnung (EU) 2022/68, ABI. L 12
vom 19.1.2022, S. 1.

5 Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 17. Dezember 2013 iiber eine %ﬁmeinsame Marktorganisation fiir landwirt-
schaftliche Erzeugnisse und zur Authebung der Verordnungen (EWG) Nr.
922/72, EWG% Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des
Rates, ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 671; zuletzt geandert durch Verordnung
(EU) 2021/2117, ABI. L 435 vom 6.12.2021, S 262.
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Verordnung des WBF iiber die biologische Landwirtschaft «%ASFF YYYY ID»

Anhang 5
(Art. 4a" Abs. 1)

Gattungsspezifische Anforderungen an die Nutztierhaltung

Ziff: 2

2 Fitterung

1. Die Tagesration fiir Schweine enthélt frisches, getrocknetes oder siliertes Rau-
futter.

2. Waibhrend der Sdugeperiode erhalten Ferkel taglich Wiihlerde oder andere gleich-
wertige Produkte

3. Der Anteil nicht biologisch erzeugter Futterkomponenten kann bis auf 35 Pro-
zent der gesamten Futterration von Schweinen gemessen an der Trockensub-
stanz, erhoht werden, sofern Molkereiabfille verwendet werden.

4. Fiir Schweine iiber 35 kg darf in Absprache mit der Zertifizierungsstelle bis zum

31.12.2030 nicht biologisches Kartoffelprotein eingesetzt werden, falls biologi-
sches Kartoffelprotein nicht in ausreichender Menge verfiligbar ist. Der Anteil
nicht biologisches Kartoffelprotein darf, bezogen auf die Trockensubstanz, pro
Jahr hochstens 5 Prozent des gesamten Futterverzehrs der Schweine tiber 35 kg
betragen.
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Verordnung des WBF iiber die biologische Landwirtschaft «%ASFF YYYY ID»

Anhang 6

Anforderungen an die Auslaufflaichen

(Art. 4a" Abs. 2)
Gesamtfliche fiir Tiere der Schweinegattung

Die Anforderungen an die minimalen Auslaufflichen nach Anhang 6 Buchstabe B
Zifter 3 DZV sind einzuhalten.

Tiere Gesamtfliche
(Stall- und Auslaufflache)
mindestens ... m?/Tier
Nicht sdugende Zuchtsauen 4.4
Zuchteber 14
Remonten und Mastschweine iiber 60 kg 1,9
Remonten und Mastschweine unter 60 kg 1,4
Abgesetzte Ferkel 1
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Verordnung des WBF iiber die biologische Landwirtschaft «%ASFF YYYY ID»

Anhang 7
(Art. 40 Abs. 1 Bst. bund c)

Futtermittel-Ausgangsprodukte und Futtermittelzusatzstoffe

Teil A
Futtermittel-Ausgangsprodukte

1. Futtermittel-Ausgangsprodukte mineralischen Ursprungs

Nummer im Bezeichnung Besondere Bedingungen und Ein-
Katalog der schrankungen
Einzelfut-
termittel
11.3.17 Monoammoniumphosphat (Ammoni-nur fiir Aquakulturen

umhygrogenorthophosphat)

11.3.19 Pentanatriumtriphosphat Nur fiir Heimtiere

11.3.27 Dinatriumdhydrogendiphosphat Nur fiir Heimtiere

2. Sonstige Futtermittel-Ausgangsprodukte
Teil B: Futtermittelzusatzstoffe

1. Kategorie Technologische Zusatzstoffe

Funktionsgruppe c) Emulgatoren, Stabilisatoren, Verdickungsstoffe und Geliermittel

Kennnummer oder [Bezeichnung Besondere Bedingungen und

Funktionsgruppe Einschriankungen

1¢c322 Lecithine nur aus biologischen Rohstof-

1e322i fen, Verwendung beschrinkt
auf Futtermittel fiir Aquakul-
turtiere

E 407 Carrageen nur fliir Heimtiere

2. Kategorie: Sensorische Zusatzstoffe

Funktionsgruppe a) Vitamine, Provitamine und chemisch definierte Stoffe mit dhnli-
cher Wirkung
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Verordnung des WBF iiber die biologische Landwirtschaft

«%ASFF YYYY ID»

Kennnum- [Bezeichnung Besondere Bedingungen und Ein-
mer oder schrankungen

Funktions-

gruppe

3a370 Taurin Nur fiir Katzen und Hunde, falls

Funktionsgruppe b) Aromastoffe

verfligbar nicht synthetischen Ur-

sprungs

Kennnum- [Bezeichnung Besondere Bedingungen und Ein-
mer oder schrinkungen

Funktions-

gruppe

Ex2a Astaxanthin Nur aus biologischen Quellen wie

Schalen biologisch erzeugter
Krebstiere

Nur im Futter fiir Lachse und Fo-
rellen im Rahmen ihrer physiolo-
gischen Bediirfnisse

[st kein Astaxanthin aus biologi-
schen Quellen verfiigbar, darf
Astaxanthin aus natiirlichen Quel-
len wie astaxanthinreichen Phaf-

fia rhodozyma verwendet werden

Funktionsgruppe c) Aminosduren, deren Salze und Analoge

Kennnummer Bezeichnung Besondere Bedingungen und
oder Funkti- Einschrinkungen
onsgruppe
3c3.5.1 L-Histidin-Monohydrochlorid- Hergestellt durch Fermentation.

und 3¢352

Monohydrat

Darf Bestandteil der Futterration
von Salmoniden sein, wenn
durch andere in diesem Anhang
aufgefiihrten Futtermittel keine
ausreichende Menge an Histidin
gewahrleistet werden kann, um
den Nahrungsmittelbedarf der
Fische zu decken.
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Verordnung des WBF iiber die biologische Landwirtschaft «%ASFF YYYY ID»

4. Kategorie: Zootechnische Zusatzstoffe

Kennnum- [Bezeichnung Besondere Bedingungen und Ein-
mer oder schrinkungen

Funktions-

gruppe

4d7und  |Ammoniumchlorid nur fiir Katzen

4d8
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Verordnung des WBF iiber die biologische Landwirtschaft «%ASFF YYYY ID»

Anhang 8
(Art. 4c¢)

Reine Stoffe zur Reinigung und Desinfektion von Stallungen
und Haltungseinrichtungen
(z.B. Einrichtungen und Stallgeratschaften)

Ziff. 2 und 3
2. Ferner sind zugelassen:

—  Produkte fiir die Reinigung und Entkeimung von Melkgerétschaften, die in
der Liste der Biozidprodukte zur Reinigung und Entkeimung von Melkma-
schinen zugelassen sind.

3. Stoffe, die nicht als Biozidprodukte verwendet werden diirfen
- Atznatron

— Atzkali

— Oxalsdure

— natiirliche Pflanzenessenzen, ausser Leindl, Lavendel6l und Pfefferminzol
— Salpetersaure

— Phosphorsédure

— Natriumcarbonat

— Kupfersulfat

— Kaliumpermanganat

— Kameliendlkuchen aus natiirlichen Kameliensamen

— Huminsédure

— Peroxyessigsdure, ausser Peressigsaure
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o . «$$QrCode»
Schw,&nzlens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung des WBF
iiber die Hygiene bei der Primarproduktion

(VHyPrP)

Anderung vom ...

Das Eidgendssische Departement fiir Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF)

verordnet:

I

Die Verordnung des WBF vom 23. November 2005! {iber die Hygiene bei der Pri-
marproduktion wird wie folgt gedndert:

Art. 2 Abs. 8

8 Futtermittel und Trinkewasser diirfen weder die Gesundheit der Tiere noch die Qua-
litdt der von thnen stammenden Lebensmittel beeintrachtigen. Es diirfen nur saubere,
hygienisch einwandfreie, unverdorbene Futtermittel, die den Bestimmungen von Ar-
tikel 8 und Kapitel 4 der Futtermittel-Verordnung vom 26. Oktober 20112 entspre-
chen, verfiittert werden.

II
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Eidgendssisches Departement fiir
Wirtschaft, Bildung und Forschung

Guy Parmelin

'SR 916.020.1
2 SR 916.307

2023-.. «%ASFF_YYYY ID»



o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung des WBF
tiber den zivilen Ersatzdienst
(ZDV-WBF)

Anderung vom ...

Das Eidgendssische Departement fiir Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF)

verordnet:

Die Verordnung des WBF vom 15. November 2017! iiber den zivilen Ersatzdienst
wird wie gefolgt gedndert:

Art. 1 Abs. 1 Bst. m und n und 2 Bst. b

! Zur Anlage und Pflege von Biodiversititsforderflichen nach Artikel 55 der Direkt-
zahlungsverordnung vom 23. Oktober 20132 (DZV), fir die Beitrdge gewdhrt werden,
steht den Einsatzbetrieben folgende Anzahl Diensttage zu:

m. Aufgehoben
n. 5 Diensttage pro Hektare Getreide in weiter Reihe.

2 Zur Anlage und zur Pflege von Biodiversititsforderflichen nach Artikel 55 DZV,
fiir die Beitrdge gewihrt werden, stehen den Einsatzbetrieben 0,21 Diensttage zu pro
Baum fiir:

b. Aufgehoben

Art. 3 Projekte fiir die regionale Biodiversitdat und Landschaftsqualitit
(Art. 6 Abs. 1 Bst. a Ziff. 5 ZDV)

I SR 824.012.2
2 SR910.13

2023-... «%ASFF_YYYY ID»



Verordnung iiber den zivilen Ersatzdienst «%ASFF_YYYY_ ID»

Die den Einsatzbetrieben zustehende Anzahl Diensttage fiir die Durchfiihrung von
Projekten fiir die regionale Biodiversitdt und Landschaftsqualitit nach Artikel 78
DZV errechnet sich, indem der Beitrag fiir regionale Biodiversitdt und Landschafts-
qualitit durch 2 400 geteilt und das Resultat anschliessend mit 7 multipliziert wird.

Art. 5und 7
Aufgehoben

Art. 14a Ubergangsbestimmung zur Anderung vom ...

! Den Einsatzbetrieben stehen noch wahrend zwei Jahren nach dem Inkrafttreten der
Anderung vom ... 7 Diensttage pro Hektare regionsspezifische Biodiversititsforder-
flichen gemiss Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe m des bisherigen Rechts zu.

2 Noch wihrend zwei Jahren nach dem Inkrafttreten der Anderung vom ... werden
die Diensttage nach Artikel 3 fiir Projektarbeiten zur Erhaltung, Férderung und Wei-
terentwicklung vielféltiger Kulturlandschaften nach Artikel 63 DZV des bisherigen
Rechts berechnet.

II

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Eidgendssisches Departement fiir Wirtschaft, Bil-
dung und Forschung

Guy Parmelin
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o «$$QrCode»
Schw/&nz]ens.che E@genossenschaft «$$e_seal» $$Q
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

Verordnung des BLW

iiber die Festlegung von Perioden und Fristen sowie

die Freigabe von Zollkontingentsteilmengen fiir die Einfuhr
von frischem Gemiise und frischem Obst

(VEAGOG-Freigabeverordnung)

Anderung vom ...

Das Bundesamt fiir Landwirtschaft (BLW)

verordnet:
[
Anhang 1 der VEAGOG-Freigabeverordnung vom 16. September 2016! erhilt die

neue Fassung gemadss Beilage.

II

Diese Anderung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Bundesamt fiir Landwirtschaft:

Christian Hofer

I SR 916.121.100

2024-... «%ASFF_YYYY ID»



VEAGOG-Freigabeverordnung

«%ASFF_YYYY_ ID»

Anhang 1
(Art. 2)

Perioden fiir Einfuhren zum Kontingentszollansatz ohne
Freigabe von Zollkontingentsteilmengen

Tarifnummer

Perioden fiir Einfuhren
zum Kontingentszollansatz

ohne Freigabe von

Zollkontingentsteilmengen

Ergénzender Text

0702.0011
ex 0702.0021
ex 0702.0021
0702.0031
0702.0091
0703.1031
0703.1041
0703.1051
ex 0703.1061

ex 0703.1061
ex 0703.1061
0703.1071
0703.9011
0703.9011
0703.9021
0703.9021
0704.1011
0704.1021
0704.1031
0704.1031
0704.1091
0704.1091
0704.2011
0704.2011
0704.9031
0704.9031
0704.9061
0704.9064
0704.9071
0704.9071
0704.9081
0704.9081
0705.1118
0705.1118
0705.1121

2/4

01.05.-20.05.
01.05.-31.05.
07.10.-20.10.
01.05.-07.05.
01.05.-07.05.
01.04.-30.10.
30.05.-15.05.
30.05.-06.06.
30.05.-15.05.

16.04.-15.05.
30.05.-06.06.
30.05.-06.06.
16.01.-15.02.
01.03.-30.06.
08.02.-15.02.
01.03.-04.03.
01.05.-30.11.
01.05.-30.11.
01.05.-12.05.
16.11.-30.11.
01.05.-09.05.
21.11.-30.11.
01.01.-31.01.
01.09.-08.09.
01.04.-30.04.

16.12.-15.03.

10.04.—14.04.
01.11.-01.03.
15.03.-27.03.
26.11.-15.12.
25.05.-30.09.

16.02.-10.05.

01.03.-14.04.
16.11.-31.12.
16.12.-31.12.

andere als Sugo-Peretti-Tomaten
andere als Sugo-Peretti-Tomaten

weisse, runde Zwiebeln (Silber- oder Perl-
zwiebeln) mit einem Durchmesser von

35 mm oder weniger

andere als Silber- oder Perlzwiebeln
andere als Silber- oder Perlzwiebeln



VEAGOG-Freigabeverordnung

«%ASFF_YYYY_ ID»

Tarifnummer

Perioden fiir Einfuhren
zum Kontingentszollansatz

ohne Freigabe von

Zollkontingentsteilmengen

Ergénzender Text

0705.1198
ex 0705.1911

ex 0705.1911

ex 0705.1911
ex 0705.1911
0705.1921
0705.1931
0705.1941
0705.1951
0705.2111
0705.2111
0705.2911
0705.2911
0705.2921
0705.2921
0705.2931
0705.2941
0705.2951
0705.2961

0706.1011
0706.1021
ex 0706.1031
0706.9028
0706.9031
0706.9051
0706.9051
ex 0706.9061
ex 0706.9061
ex 0706.9061
0707.0011
0707.0011
0707.0021
0707.0021
0707.0031
0707.0041
0708.1011
0708.1021
0708.2028
0708.2038
0708.2048
0708.2048

08.12.-10.12.
01.03.-14.04.

18.11.-20.12.
01.03.-17.03.

18.11.-20.12.
01.03.-09.03.

02.12.-20.12.
02.12.-20.12.

01.03.-20.12.
16.05.-20.05.
01.10.-31.10.
10.03.-30.04.
27.11.-10.12.
01.04.-19.04.
27.11.-10.12.
30.03.-15.03.

30.03.-14.05.

01.03.-31.05.
01.03.-20.12.

25.05.-31.05.
25.05.-31.05.
01.02.-15.01.
15.09.-15.05.
15.01.-31.12.
01.03.-01.04.
22.12-15.01.
10.02.-10.01.
01.01.-10.01.
10.02.-02.03.
15.04.-20.04.
09.10.-20.10.
15.04.-20.04.
09.10.-20.10.
15.04.-20.10.
15.04.-20.10.
20.05.-15.08.
20.05.-15.08.
15.06-15.11.
15.06-15.11.
15.06.-28.06.
25.10.-15.11.

mit einem Gewicht von 160 Gramm oder
weniger pro Stiick (Minilattich)

mit einem Gewicht von 160 Gramm oder
weniger pro Stiick (Minilattich)

andere als Minilattich

andere als Minilattich

Teltower

Eiszapfen
andere als Eiszapfen
andere als Eiszapfen

3/4
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«%ASFF_YYYY_ ID»

Tarifnummer

Perioden fiir Einfuhren
zum Kontingentszollansatz

ohne Freigabe von

Zollkontingentsteilmengen

Ergénzender Text

0708.2098
0708.2098
0708.9081
0709.2011
ex 0709.3011

ex 0709.3011
0709.4011
0709.4011
0709.4021
0709.4021
0709.4091
0709.7011
0709.7011
0709.9120
ex 0709.9320
ex 0709.9320
ex 0709.9320
0709.9918
0709.9921
0709.9921
0709.9931
0709.9931
ex 0709.9941
ex 0709.9941
ex 0709.9941
ex 0709.9941
0709.9961
0709.9961
ex 0808.3022
ex 0808.3032
0808.4022
0808.4032
0809.2111
ex 0809.4013
ex 0809.4093
ex 0810.1011
ex 0810.3022

15.06.-28.06.
25.10.-15.11.
01.06.-31.10.
01.05.-15.06.
01.06.-15.10.

09.10.-15.10.
01.05.-19.05.
20.12.-31.12.
01.05.-19.05.
20.12.-31.12.
15.01.-31.12.
15.02.-06.03.
29.11.-15.12.
01.06.-31.10.
20.04.-30.10.
20.04.-09.05.
04.10.-30.10.
01.10.-10.03.
01.05.-09.05.
23.11.-15.12.
10.03.-29.03.

22.06.-30.06.

15.03.-14.04.
13.12.-31.12.
15.03.-14.04.
13.12.-31.12.
01.03.-06.03.
01.12.-15.12.
01.07.-31.03.
01.07.-31.03.
01.07.-31.03.
01.07.-31.03.
20.05.-31.08.
01.07.-30.09.
01.07.-30.09.
15.05.-31.08.
15.06.-15.09.

sogenannte Ubersee-Auberginen
(rundlich, etwa kirschengross)
andere als sogenannte Ubersee-Auberginen

Zucchettibliiten
andere als Zucchettibliiten
andere als Zucchettibliiten

gekraust
gekraust
andere als gekraust
andere als gekraust

Nashi (asiatische Birne)
Nashi (asiatische Birne)

Pflaumen, Mirabellen und Reineclauden
Pflaumen, Mirabellen und Reineclauden
Walderdbeeren

schwarze Johannisbeeren (Cassis)

4/4



	BR 01b Verordnung über Gebühren des Bundesamtes für Landwirtschaft d
	BR 02b Direktzahlungsverordnung d
	BR 03b Verordnung über die Koordination der Kontrollen auf Landwirtschaftsbetrieben d
	BR 04b Bio-Verordnung d
	BR 05b Landwirtschaftliche Zonen-Verordnung d
	BR 06b Strukturverbesserungsverordnung d
	BR 07b Verordnung über die sozialen Begleitmassnahmen in der Landwirtschaft d
	BR 08b Verordnung über die landwirtschaftliche Forschung d
	BR 09b Agrareinfuhrverordnung d
	BR 10b Verordnung über die Primärproduktion d
	BR 11b Weinverordnung d
	BR 11c BLW 03a Verordnung über das Rebsortenverzeichnis d
	BR 12b Futtermittel-Verordnung d
	BR 13b Höchstbestandesverordnung d
	BR 14b Milchpreisstützungsverordnung d
	BR 15b Eierverordnung d
	BR 16b Verordnung über die Identitas AG und die Tierverkehrsdatenbank d
	BR 17b Verordnung über Informationssysteme im Bereich der Landwirtschaft d
	BR 18b Verordnung über die Beurteilung der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft d
	BR 19b Verordnung über die Beiträge zur Verbilligung der Prämien von Ernteversicherungen d
	BR 20b Verordnung über die Förderung von Kompetenz- und Innovationsnetzwerken d
	BR 21b Zivildienstverordnung d
	WBF 01b Verordnung des WBF über die biologische Landwirtschaft d
	WBF 02b Verordnung des WBF über die Hygiene bei der Primärproduktion d
	WBF 03b Verordnung des WBF über den zivilen Ersatzdienst d
	xBLW 01b VEAGOG-Freigabeverordnung d



